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Zur Biografie von Lipmann Josias aus Friedrichstadt 

 

In der Kellinghusener Lokalzeitung Stör-
Bote gab am 19. Mai 1939 das örtliche 

 

Amtsgericht bekannt, dass in Wochen-
frist ein Wohnhaus an der Stör zwangs-
versteigert würde, als dessen Eigentü-
mer der Hamburger Bankier Lipmami 

 

Josias eingetragen war. Für Gebote be-
stehe Genehmigungspflicht — gemäß der 

 

Verordnung über den Einsatz jüdischen 

 

Vermögens vom 3. Dezember 1938.1 

 

Im redaktionellen Teil der Zeitung 

 

fand dieses Ereignis keine Beachtung, 

 

weder vor noch nach dem Gerichts-
termin. Zu vermuten ist dennoch, dass 

 

nähere Umstände und Ergebnis der 

 

Versteigerung in der Stadt erhebliches 

 

Aufsehen erregt haben. Juden waren in 

 

Kellinghusen kaum jemals ansässig ge-
wesen und hätten dort auch spätestens 

 

nach Aufkommen des Nationalsozialis-
mus keine erträglichen Lebensbedin-
gungen mehr vorgefunden. „Juden sind 

 

erfreulicherweise nicht vorhanden", hieß 

 

es regelmäßig in den so genannten 

 

Berichten über die imenpolitischen 

 

Entwicklungen, die der Bürgermeister 

 

pflichtgemäß zweimonatlich an den 

 

Landrat des Kreises Steinburg sandte.2 

 

Auch in dem Haus an der Stör, das 

 

im Mai 1939 versteigert wurde, haben 

 

nach aller Kenntnis niemals Juden ge-

wohnt. Erbaut wurde es 1883, im Zu-
schnitt das typische Wohnhaus eines 

 

kleinstädtischen Handwerksmeisters. 

 

Die Namen der wechselnden Eigentü-
mer passten ins lokale Bild — bis zum 

 

Erwerb durch den Hamburger Bankier 

 

im Jahre 1923.3 

 

Die Zwangsversteigerung selbst ist 

 

nicht mehr dokumentiert. Die Prozess-
akten des Amtsgerichts wurden routi-

negemäß ausgesondert; selbst die Pro-

zessregister dieser Jahre sind nicht mehr 

 

vorhanden.4 Aufschluss geben lediglich 

 

die Grundbuchakten.5 Dort ist zwar 

 

nicht der Anlass, wohl aber das Ergeb-
nis der Zwangsversteigerung nachzu-
lesen: Das Haus erwarb zunächst der 

 

„Privatier" Hans Schultze aus Esche-
burg bei Bergedorf, zu dessen Gunsten 

 

Ende 1932 eine Hypothek von 8.000 

 

Goldmark eingetragen worden war. Die 

 

erforderliche Genehmigung des Regie-
rungspräsidenten in Schleswig hatte er 

 

erhalten — nach einem aufwendigen Ver-
waltungsakt, in den zwei Landräte, zwei 

 

Bürgermeister und ein Amtsgericht ein-

geschaltet waren.6 

 

Der Privatier ersteigerte das Haus für 

 

9.001,10 RM und verkaufte es knapp 

 

sechs Wochen später an eine gebürtige 

 

Kellinghusenerin, die damals in Ham-
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burg wohnte — für 6.000 RM, nunmehr 

 

hypothekenfrei. Mit diesem moderaten 

 

Preis erfüllte der Verkäufer die Auflage, 

 

die der Regierungspräsident mit seiner 

 

Genehmigung verknüpft hatte;7 zudem 

 

brauchte er eine Wertzuwachssteuer 

 

nicht zu zahlen.8 Für die Käuferin war 

 

die Immobilie — noch bis Anfang der 

 

60er Jahre — eine Wertanlage; nach 

 

Kellinghusen zurückgekehrt, hat sie 

 

selbst in dem Haus nie gewohnt. 

 

Was hat einen Hamburger Bankier 

 

bewegt, dieses bescheidene Haus an der 

 

Stör zu erwerben, und welche Umstän-
de haben ihn dazu gebracht, das Grund-
stück zur Absicherung einer nur mäßi-

gen Schuld mit einer Hypothek zu be-
lasten? Was hat den Anlass zur Zwangs-

Abb. 1: Stör-Bote 

 

19. Mai 1939 

 

versteigerung des 

 

Hauses gegeben, 

 

und aus welchem 

 

Grunde hat der Er-
werber es unmit-
telbar weiterver-

kauft, zu einem 

 

Preis, der — so die 

 

notariell beglau-
bigten Zahlen — 

 

weit unter dem 

 

Verkehrs- und 

 

auch dem Einheits-
wert lag? 

 

Die Logik sol-
cher Einzelfälle ist bekanntlich ein Ge-
flecht aus fallspezifischen und übergrei-
fenden Faktoren. Dies macht ihren Er-

klärungswert aus: Sie lenken das Au-

genmerk auf politische und wirtschaft-
liche Rahmenbedingungen, und sie 

 

lassen erkennen, wie diese im Kern zu 

 

übereinstimmenden, in Details aber 

 

doch zu recht unterschiedlichen Aus-

prägungen führen. Will man den vor-

liegenden Fall verstehen, sind also zum 

 

einen die politischen und wirtschaft-
lichen Entwicklungsbedingungen jüdi-
scher Privatbanken in der NS-Zeit aus-

zuleuchten, zum anderen aber auch die 

 

Besonderheiten zu erfassen, die sich an 

 

Orten, Personen und Institutionen fest-
machen lassen. 

 

Die Familie Lipmann Josias aus Friedrichstadt 

 

Der Bankier Lipmann (Leo) Josias und 

 

seine Ehefrau Bella waren unter den ers-
ten Opfern der Deportation deutscher 

 

Juden nach Osten; mit dem Transport 

 

vom 25. Oktober 1941 wurden sie von 

 

Hamburg nach Lodz verschleppt.9 Bella 

 

Josias ist dort im Juli 1942 verstorben, 

 

Lipmann Josias wurde nach dem Krieg 

 

für tot erklärt.10 In Hamburg hatten sie 

 

zuletzt in ihrem Haus in Lokstedt ge-
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wohnt, in das sie 1938 gezogen waren. 

 

Bella Josias, eine geborene Lipp-
mann, stammte aus einer Hamburger 

 

Familie; Lipmann Josias kam aus Fried-
richstadt. Sein Großvater Lipmann 

 

Josias, 1807 in Schleswig geboren, ist 

 

etwa um 1830 in diese Stadt gezogen. 

 

In behördlichen Akten als „Hausierer", 

 

dann aber auch wieder als „Handels-
mann" bezeichnet, hat er offenbar so-
ziales Ansehen genossen. Er wurde bei 

 

der Bürgerbewaffnung 1848 in das „A 

 

Corps mit Gewehren" aufgenommen und 

 

1854 in die Bürgerrolle eingetragen.11 

 

Dank intensiver Forschung ist die 

 

neuere Geschichte der jüdischen Ge-
meinde in Friedrichstadt weitgehend be-
kame 12 Juden durften sich erstmals 

 

unter dem Herzog Christian Albrecht von 

 

Schleswig-Gottorf in der Stadt nieder-
lassen, die erste Ansiedlung — ein jüdi-
scher „Kaufhandeler" — wird auf das 

 

Jahr 1675 datiert» Die erste Synagoge 

 

wurde um 1730 erbaut, und Anfang des 

 

19. Jahrhunderts lebten in der Stadt be-
reits 47 jüdische Familien.14 Als 1847 

 

die neue Synagoge eingeweiht wurde, 

 

war die jüdische Gemeinde — nach Al-
tona — die zweitgrößte in Schleswig-Hol-
stein und wurde als Glaubensgemeinde 

 

in Friedrichstadt nur von der lutheri-
schen an Bedeutung übertroffen.15 Be-
ruflich waren die Juden vornehmlich im 

 

Handel — oft ambulant — und auch im 

 

Handwerk tätig.16 Die außergewöhn-
lichen sozialstrukturellen Bedingungen 

 

der Stadt begünstigten zunehmend ihre 

 

soziale Integration.17 

 

Die Möglichkeiten zur kulturellen 

 

und wirtschaftlichen Entfaltung verbes-
serten sich weiter, als 1854 das Eman-

zipationsgesetz die Juden im Herzog-
tum Schleswig gleichstellte und 1867 

 

Schleswig-Holstein zur preußischen 

 

Provinz wurde. In Friedrichstadt führten 

 

beide Ereignisse jedoch nicht zur wei-
teren Konsolidierung der jüdischen Ge-

meinde; im Gegenteil, sie leiteten ihren 

 

allmählichen Bedeutungsverlust ein. Mit 

 

der Emanzipation wurde auch den 

 

Friedrichstädter Juden freigestellt, Wohn-
ort und Beruf zu wählen, und gerade bei 

 

den Jüngeren fiel diese Wahl — mit 

 

Blick auf die rasche Entwicklung der 

 

größeren Städte — oft gegen Geburtsort 

 

und traditionelle Berufe aus. Insbeson-
dere Hamburg und Altona hatten eine 

 

starke Anziehungskraft, und die oft gute 

 

schulische Bildung erleichterte dort den 

 

Einstieg in neue Tätigkeitsfelder. Im 

 

Jahre 1908 lebten in Friedrichstadt noch 

 

117 Juden, Mitte 1925 hatte sich ihre 

 

Zahl auf 40 und Anfang 1933 auf 32 

 

verringert.18 

 

Diese deutlichen Veränderungen in 

 

den Lebensbedingungen der Friedrich-
städter Juden spiegeln sich auch in der 

 

Geschichte der Familie von Lipmann 

 

Josias wider. Der Hgndelsmann hatte vier 

 

Töchter, von denen eine während des 

 

Bombardements 1850 getötet vvurde19, 

 

und einen Sohn. Dieser Moses Lipmann 

 

Josias, 1846 geboren, betrieb schon 

 

früh, mit vom Vater gesammeltem Ka-

pital, das Hausierergewerbe — speziali-
siert auf den (behördlich genehmigten) 

 

Ankauf von Lumpen, Eisen, Knochen 

 

und Fellen. Mit 33 Jahren vermählte er 

 

sich mit Eliese Lippmann aus Hage-
burg, erwarb 1880 das Bürgerrecht und 

 

wurde 1883 in der Israelitischen Gemein-
de zum Revisor gewählt. 

 

Auch beruflich gewann er an Profil 

 

und Ansehen. Dokumentiert ist, dass er 

 

1895 mit „Leinen, wollenen und baum-
wollenen Waren handelte" und der Han-

53 

 



INFORMATIONEN Zur Schleswig-Holsteinischen ZEITGESCHICHTE Heft 39 (2001) 

 

del mit Butter, von seiner Ehefrau be-

trieben, der Familie den Namen „Botter-
Josias" eintrug. Die Buttertonne stand im 

 

Flur des eigenen Hauses in der Wester-
hafenstraße — als Zeichen des Über-

gangs vom ambulanten zum stationären 

 

Hande1.20 Moses Josias Lipmann zählte 

 

zu den 25 Juden, die 1889 an der Wahl 

 

zum preußischen Abgeordnetenhaus 

 

teilnehmen durften (von insgesamt 515 

 

wahlberechtigten Friedrichstädtem), und 

 

er konnte seine Stimme auch bei der Bür-

germeisterwahl 1894 abgeben, zusammen 

 

mit 16 weiteren Mitgliedern der jüdi-
schen Gemeinde. 

 

Moses und Elfriede Josias hatten 

 

sechs Kinder; sie alle verließen Fried-
richstadt bis Ende der 20er Jahre.21 Der 

 

älteste, 1879 geborene Sohn zog im An-
schluss an den Besuch der Rektorschule 

 

nach Heide und wurde Gerber. Die ein 

 

Jahr jüngere Tochter ging — nach acht-
einhalb Schuljahren mit „gut +" entlas-
sen — als Dienstmädchen (vermutlich in 

 

eine jüdische Familie) nach Altona, war 

 

1907-1908 „Husjomfru" in einem jü-
disch-bürgerlichen Hause in Kopenha-
gen und heiratete dort einen Groß-
kaufmann.22 Rosa, die zweite Tochter, 

 

besuchte für neun Jahre die Schule, 

 

verließ sie 1903 mit „sehr gut" in 

 

Deutsch und Fleiß und verlobte sich 

 

1919 mit Willy Josias in Hamburg.23 

 

Die jüngste Tochter Minna bewarb sich 

 

1909, von der Bürgerschule ebenfalls 

 

mit „sehr gut" benotet, um eine Haus-

gehilfnmenstelle in Hamburg; sie heira-
tete später Manfred Glaser aus Israel. 

 

Nur die zweitjüngste Tochter Henny — 

 

unverheiratet und ohne Ausbildung — 

 

blieb noch längere Zeit in Friedrich-
stadt.24 

 

Das dritte der sechs Kinder, der 

 

1883 geborene Lipmann, wurde in 

 

Friedrichstadt Leo genannt. Der Junge 

 

kam 1888 in die Elementar- und 1892 

 

in die Mittelldasse; sein weiterer Bil-

dungsgang ist nicht mehr dokumentiert. 

 

Nach Hamburg oder Altona zog er ver-
mutlich im April 1899, also mit 16 Jah-
ren.25 Er dürfte dann eine Kaufmanns-
oder Banldehre absolviert haben. Schon 

 

1907 fand sich sein Name erstmals im 

 

Handelsregister der Stadt Hamburg: Im 

 

Alter von nur 23 Jahren gründete er 

 

zusammen mit einem Partner die Firma 

 

L. Josias & Co. als Offene Handelsge-
sellschaft (OHG). 

 

Gründung und Aufstieg des Bankgeschäfts L. Josias & Co. 

 

Wie erfolgreich diese Firma war, in 

 

welchen Geschäftsfeldern sich der Un-

ternehmergeist des Lipmann Josias ent-
falten konnte und welche wirtschaft-
liche Bedeutung das Unternehmen er-

langte, ist heute nur noch bruchstück-
haft belegt. Einige allgemeine Hinweise 

 

finden sich in Adressbüchern und Bör-
senverzeichnissen. Erhalten sind zudem 

 

die Eintragungen im Handelsregister, 

 

wenn auch ohne die zugehörigen Amts-

gerichts-Akten.26 Näheren Aufschluss 

 

über Entwicklung und Erfolg der Firma 

 

geben so vor allem die Informationen, 

 

die in Verfahren zur „Wiedergutma-
chung" zusammengetragen wurden, als 

 

Reaktion auf die Entschädigungsan-
sprüche der Erben. 

 

Sein erstes Büro eröffnete der Ban-
her offenbar in seiner Wohnung, Beim 

 

Schlump 5.27 Bereits zwei Monate nach 

 

Geschäftsgründung schied sein Partner 
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Siegmund Lippmann aus, die OHG 

 

wurde aufgelöst. Im selben Zuge über-
nahm Lipmaim Josias das Geschäft als 

 

Einzelunternehmer unter derselben Fir-
ma. Er dürfte es in den ersten zehn 

 

Jahren allein oder zusammen mit seiner 

 

Frau betrieben haben; sie erhielt 1915 

 

erstmals Prokura. Das Hauptgeschäfts-
feld des Jungunternehmers wird schon 

 

damals der Handel mit Effekten, also 

 

Wertpapieren gewesen sein.28 In 

 

Deutschland hatte sich seit den 80er 

 

Jahren des 19. Jahrhunderts ein reger 

 

„Effektenkapitalismus" entwickelt. Der 

 

Wertpapierumlauf überstieg das Niveau 

 

des Bruttosozialprodulcts,29 und der 

 

Wertpapierumsatz an den Börsen lag 

 

zwischen 20 und 60 Mrd. Mark, mit 

 

ausgeprägten Schwankungen.» 

 

Ein Börsentief herrschte im Jahr der 

 

Firmengründung, gefolgt von einem 

 

Boom, der bis 1913 anhielt. Auch der 

 

Aktienindex — damals ein aussagekräf-
tiges Konjunkturbarometer — zeigte in 

 

diesen Jahren eine deutlich positive 

 

Entwicklung. Im Effektenhandel konnte 

 

Lipmann Josias damals also günstige 

 

Startbedingungen finden, zumal auch 

 

soziale Schranken den Marktzugang 

 

kaum noch behinderten. Die Wertpa-
pierkäufer waren längst nicht mehr 

 

auf institutionelle Anleger und das 

 

Großbürgernun beschränkt. Zunehmend 

 

drängte es auch den bürgerlichen Mit-

telstand, also mittlere Kaufleute, Ge-

werbetreibende, Beamte (einschließlich 

 

der „Bankbeamten") und Angehörige 

 

der freien Berufe, ihr Erspartes in Wert-

papieren anzulegen oder auch gezielt zu 

 

spekulieren.m 

 

Die Leitbörse in Deutschland war 

 

damals die Berliner Börse. Hamburg 

 

hatte als Börsenplatz eine zwar deutlich 

 

ältere Tradition, jedoch vornehmlich als 

 

Umschlagplatz für Waren. Der Effek-

tenhandel entwickelte sich in Hamburg 

 

spät, aber rasch; vor dem Ersten Welt-

krieg hatte die dortige „Fondsbörse" 

 

bereits den dritten Rang in Deutschland 

 

erreicht und schickte sich an, Frankfurt 

 

zu überflügeln. Sie bestimmte den 

 

Wertpapierhandel im Nordwesten des 

 

Reichs und dominierte zunehmend auch 

 

die Marktgebiete der weiteren nord-
deutschen Börsen in Kiel, Lübeck, Bre-
men und Hannover.32 Der Börsenzu-

gang in Hamburg war damals frei; von 

 

den Besuchern wurde lediglich verlangt, 

 

dass sie dem „anständigen männlichen 

 

Publicum" zugehörten.33 

 

Mit Kriegsbeginn kam das Wertpa-
piergeschäft an den Börsen schnell zum 

 

Erliegen, und Ende Juli 1914 wurde der 

 

amtliche Handel eingestellt. Bereits vor-
her hatte im Zeichen des erwarteten Krie-

ges ein zunehmender Verkaufsdruck 

 

eingesetzt, mit vielfach drastischem 

 

Kursverfall. Wenngleich sich umgehend 

 

ein außerbörslicher Handel entwickelte, 

 

so dürften gerade kleine Bankiers und 

 

freie Malder schnell an Terrain verloren 

 

haben. Auch der Bankier Lipmami Jo-
sias wird kaum noch Entfaltungsmög-
lichkeiten gesehen haben, wenn er nicht 

 

ohnehin durch Kriegsdienst zu einem 

 

vorübergehenden Ausstieg aus dem 

 

Bankgeschäft gezwungen war. Bei 

 

Kriegsausbruch war er 31 Jahre alt. 

 

Die Börsen öffneten wieder im De-
zember 1917.34 Diese erneute Aufnah-
me des amtlichen Handels leitete ein 

 

„Börsenfieber" ein, das erst im Jahr der 

 

Hyperinflation von 1923 abkühlte. Für 

 

Privatbankiers brachte diese Phase 

 

außerordentlicher Börsenaktivität sehr 

 

günstige Entwicklungsbedingungen.35 
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Ihre Zahl stieg bis 1923 sprunghaft an, 

 

entgegen dem langfristigen Trend der 

 

Bankenkonzentration,36 der bereits im 

 

ausgehenden 19. Jahrhundert eingesetzt 

 

hatte.37 An der Berliner Börse erhöhte 

 

sich die Zahl der „selbständigen Besu-
cher" (Personen mit Handelsbefugnis) 

 

auf über 2.500, nachdem sie in der 

 

Vorkriegszeit recht konstant bei 1.800 

 

gelegen hatte.38 Die schnelle Auswei-

tung des Wertpapierhandels lässt sich 

 

auch — mit Einschränkungen — am An-

stieg der Börsenumsatzsteuer ablesen: 

 

Sie erhöhte sich von 15 Mio. Mark in 

 

1917 auf 2,1 Mrd. Mark in 1921. 

 

Ein Teil dieses Zuwachses war no-

minell; die Geldentwertung hatte Ende 

 

1918 bereits eingesetzt und begann sich 

 

Mitte des Jahres 1921 zu beschleunigen. 

 

Der Index der Großhandelspreise (1913 

 

= 1) lag im Mai 1921 bereits bei 13, und 

 

Anfang 1921 mussten für einen Dollar 

 

55 Mark bezahlt werden.39 Auf die an-
schließende Phase der beschleunigten 

 

Inflation folgte ab Mitte 1922 die ga-
loppierende und ab Jahresbeginn 1923 

 

die Hyperinflation. Erst im November 

 

1923 leitete die Einführung der Renten-
mark den schwierigen Prozess der Re-

stabilisierung von Haushalts- und Finanz-
wesen in der Weimarer Republik ein.40 

 

Damit waren auch die „Goldenen 

 

Zeiten" an der Börse vorbei. In den drei 

 

Jahren davor hatte es eine schnell 

 

wachsende Flut von Aufträgen gegeben; 

 

immer breitere Kreise der Bevölkerung 

 

versuchten, ihr Geld in Aktien oder De-
visen anzulegen. Dies war eine Reak-
tion auf die zunehmende Geldentwer-

tung, aber auch der Ausdruck größer 

 

werdender Spekulationsneigung. Die 

 

Folge war ein deutlicher Strukturwandel 

 

in den Geldanlagen — von Sparkonto 

 

und festverzinslichen Papieren hin zu 

 

Aktien, Immobilien und Devisen. Die 

 

Privatbankiers41 und Börsentnalder er-
freuten sich — trotz ihrer wachsenden 

 

Zahle — einer außerordentlich günsti-
gen Auftragslage und nutzten in vielen 

 

Fällen ihren Informationsvorteil auch 

 

für den Eigenhandel mit Wertpapieren. 

 

Gerade mit Blick auf die neuen Kun-

dengruppen, die noch kaum über Bör-

senerfahrung verfügten, dürfte damals 

 

der Typ des kleinen Bankiers, mit indi-

vidueller, zuverlässiger Beratung, einen 

 

Konkurrenzvorteil gegenüber den Groß-
banken erlangt haben43 — zumindest 

 

dann, wenn er sich von den zahlreich hin-

zugekommenen „Animierbanken" durch 

 

Renommee und ein frühes Gründungs-
datum abheben konnte .44 

 

Die Börsen konnten die Auftragsflut 

 

immer weniger bewältigen. Sie reagier-
ten mit einer Verschärfung der Zulas-

sungsbedingungen, mit Kursstreichun-

gen und dem Einlegen von Ruhetagen. 

 

An der Berliner Börse war Ende 1921 

 

der Andrang an den nur zwei verbliebe-
nen Börsenwochentagen so groß, dass 

 

auch der Hof zum „Parkett" wurde. Die 

 

Folge dieser Einschränkungen war eine 

 

sprunghafte Zunahme des außerbörsli-
chen Handels, was für kleinere Ban-
kiers und Malder neue Spezialisierungs-
möglichkeiten eröffnete.45 

 

Auch an der Hamburger Börse gab 

 

es in den Jahren 1919-1923 eine bei-

spiellose Hausse, und auch hier reagier-
te die Trägerinstitution, die Handels-
kammer, mit Zulassungsbeschränkun-
gen. Allerdings erst nach längerer Dis-
kussion: „mehrfache Anträge [...] auf 

 

Einführung eines Kartenzwangs schei-
terten bis dahin an dem konservativen 

 

Geist der meisten Börsenbesucher, die 
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mit der Tradition der ‚freien' Börse nicht 

 

brechen wollten" 46 Der Kartenzwang 

 

wurde erst im Dezember 1921 einge-
führt, allerdings nicht mehr mit Be-
schränkung auf das „männliche Publi-
kum". Für die Abteilung der „Fondsbör-
se" genannten Wertpapierbörse dürften 

 

400-500 Personen zulassungsberechtigt 

 

gewesen sein.47 Das Offizielle Börsen-
Adreßbuch für 1923 nennt 185 „Bank-
geschäfte (auch Fondsmakler)", zusätz-
lich zu den etwa 20 „Banken".48 

 

Das Bankgeschäft L. Josias & Co. 

 

hatte also zahlreiche neue Konkurrenten 

 

bekommen — als Mitbewerber um eine 

 

außerordentlich gewachsene Effekten-
kundschaft. Verschiedene Anzeichen 

 

sprechen dafür, dass die Jahre 1919 bis 

 

1923 auch für diese Firma „Goldene 

 

Zeiten" waren. Zu Beginn der Hausse-
Jahre wohnten die Josias in der Bis-
marckstraße am Grindel; zur Familie 

 

zählten nun auch Sohn und Tochter 

 

(1910 bzw. 1913 geboren). Das Bank-
geschäft war schon nicht mehr unter der 

 

Wohnadresse, sondern Beim Schlump 

 

88 zu fmden.49 Ab 1920 lassen Adress-
bücher und Handelsregister eine schnel-
le Ausweitung der Geschäftstätigkeit er-
kennen. Im Börsen-Adreßbuch 1918/20 

 

ist die Firma bereits mit einem Börsen-
stand verzeichnet. Als Firmensitz wird 

 

das „Kaufmannshaus" in den Großen 

 

Bleichen 31 genannt, damals wie heute 

 

eine renommierte Adresse, fünf Fußweg-
minuten von der Börse entfernt. Ins Han-

delsregister beim Amtsgericht Hamburg 

 

wurden 1920 und 1921 zwei zusätzli-
che Prokuristen eingetragen. Das Unter-
nehmen wurde Mitte 1921 wieder zur 

 

OHG; als Partner trat ein Hamburger 

 

Bankier ein.59 

 

Schon vorher, im August 1920, hatte 

 

das Bankgeschäft eine Zweignieder-

lassung in Itzehoe eröffnet. Prokura 

 

erhielten ein Rentier aus dem Ort und 

 

ein Handlungsgehilfe aus Hamburg. Of-

fenbar wollte Lipmann Josias mit dieser 

 

Gründung auf die Nachfrage nach 

 

Inflationsschutz- und Spelculationsmög-
lichkeiten reagieren, die auch in der 

 

Provinz gestiegen war. Ob er mit seiner 

 

Firma in Itzehoe offensiv auftrat oder — 

 

wegen seines für Mittelholsteiner fremd 

 

klingenden Namens — eine Kooperation 

 

mit anderen Bankgeschäften oder Ein-

zelpersonen vorzog, bleibt hier unge-
Idärt.51 AufPällig ist, dass zwar die 

 

Gründung der Filiale in der Lokalpresse 

 

amtlich bekannt gemacht wurde, das 

 

Unternehmen aber nicht gleichzeitig 

 

eine Eröffnungsanzeige schaltete.52 Ak-

tivitäten und Erfolg der Zweignieder-
lassung sind bislang kaum erforscht. 

 

Auch nach dem Ausstieg seines 

 

Bankier-Partners dürfte die Hauptnieder-
lassung von L. Josias & Co. floriert 

 

haben. Im Hamburger Börsen-Adreß-
buch für 1921/22 ist der Name des Fir-

meninhabers mit einem Stern markiert: 

 

Lipmann Josias ist mittlerweile Mitglied 

 

in der „Versammlung Eines Ehrbaren 

 

Kaufmanns". In der darauffolgenden 

 

Ausgabe von 1923 präsentiert sich das 

 

Unternehmen auch im Anzeigenteil recht 

 

auffällig; weitere vier Personen erhalten 

 

in diesem Jahr Gesamtprokura für das 

 

Hauptgeschäft. All dies deutet darauf 

 

hin, dass die Schlussphase des Booms 

 

der Firma eine außergewöhnlich erfolg-
reiche Aktivität beschert hat.53 Neben 

 

dem Effektenhandel dürfte dabei auch 

 

das Immobiliengeschäft eine wesent-
liche Rolle gespielt haben. Die Markt-
situation für solche Maklerdienstleistun-

gen war günstig: Der verbreitete Wunsch 
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Abb. 2: Hamburger Börsen-Adreßbuch für 1923 

 

nach wertstabiler Geldanlage nährte die 

 

Nachfrage, und das Angebot wurde 

 

nicht zuletzt von solchen Bürgern ge-
speist, die ihr in festverzinslichen Pa-

pieren angelegtes Vermögen durch die 

 

Inflation verloren hatten und sich nun 

 

zum Verkauf von verbliebenem Immo-
bilienbesitz gedrängt sahen. 

 

Im November 1921 wurde im 

 

Grundbuch des Hauses Hallerstraße 6/8 

 

in Hamburg-Rotherbaum ein „Lipmann 

 

Josias" eingetragen.54 Dieses markante 

 

Doppelhaus am Eingang der Haller-
straße — nicht weit vom Schlump 5 — 

 

wurde 1888 errichtet; Bauherr und zu-
nächst auch Eigentümer war der Archi-
tekt Theodor Lorenzen. Er verkaufte es 

 

schon 1889 an Dr. Isaac (genannt Isi-

dor) Hesslein. Von dessen Erbenge-
meinschaft übernahm es ein George 

 

Müller, der es zehn Monate später an 

 

Lipmann Josias veräußerte. Eine Kapi-
talanlage von beträchtlicher Dimension: 

 

Schon zum Zeitpunkt der Errichtung 

 

hatte die Hamburger Feuercasse den 

 

Wert des Doppelgebäudes auf 201.000 

 

Mark taxiert.55 

 

Im Vergleich dazu war der nach-

folgende Erwerb des Hauses in Kel-

linghusen eine Marginalie: Der Ham-

burger Bankier kaufte es im September 

 

1923, kurz vor dem Höhepunkt der 

 

Hyperinflation, zu einem Preis von fünf 

 

Mio. Mark, frei von allen Ansprüchen 

 

Dritter.56 Die Vorbesitzerin hatte es der 

 

Filiale in Itzehoe angeboten. Da das 

 

Bankgeschäft zu dieser Zeit als Einzel-

unternehmung betrieben wurde, ging das 

 

Eigentum nicht auf die Firma, sondern 

 

auf deren alleinigen Inhaber über. 
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Schwarzer Freitag und Bankenkrise 

 

Im November 1923 brach die beispiel-
lose, inflationsgetriebene Hausse in Wert-
papierhandel und Immobiliengeschäft 

 

zusammen. Für viele Privatbanken be-
deutete dies ein schnelles Ende.57 Das 

 

Bankgeschäft Josias überlebte, wenn 

 

auch mit großen Einbußen im Ge-
schäftsvolumen. Die Zahl der Prokuris-
ten — noch im Februar 1923 waren es 

 

neun — schrumpfte im ersten Quartal 

 

1924 auf drei, und im Oktober 1925 

 

war nur mehr Lipmami Josias selbst für 

 

Haupt- und Zweigniederlassung zeich-
nungsberechtigt.58 Von Anfang 1927 

 

bis zur Mitte des Folgejahres dürften 

 

sich die Firmenaktivitäten noch einmal 

 

kurzfristig belebt haben: Vier neue 

 

Prokuristen wurden eingetragen, bis 

 

Juni 1928 aber ausnahmslos wieder 

 

gestrichen. Zeichnungsberechtigt blieb 

 

neben Lipmann Josias nur seine Ehe-
frau. Bei diesem Stand blieb es bis zum 

 

Erlöschen der Firma, das durch die 

 

letzte Eintragung im Dezember 1939 

 

dokumentiert ist.59 Die vorletzte Eintra-
gung lag zu diesem Zeitpunkt bereits 

 

mehr als zehn Jahre zurück; sie zeigte 

 

im Mai 1929 die Aufhebung der 

 

Itzehoer Zweigniederlassung an.60 

 

Wie ist der Niedergang dieses von 

 

seinem Gründer so erfolgreich etablier-
ten Unternehmens zu erklären? Welche 

 

Einflussfaktoren wirkten hier auf den 

 

verschiedenen Ebenen des Geschehens 

 

zusammen: auf dem Niveau der gesamt-
wirtschaftlichen Gesetzmäßigkeiten und 

 

Trends, auf den Feldern der rationalen 

 

Wirtschafts- und der rassistischen „Ent-
judungs"-Politik, im alltäglichen sozia-
len Verhalten zwischen Berührungs-
ängsten und offener Aggression und 

 

nicht zuletzt auch in dem Rahmen, der 

 

durch individuelle Fehlleistungen und 

 

Missgeschick des betroffenen Unter-

nehmers geprägt wurde? 

 

Auf der gesamtwirtschaftlichen Ebe-

ne war zweifellos bestimmend, dass 

 

nach der Geldwertstabilisierung der 

 

Wertpapierhandel in Deutschland stark 

 

und rasch zurückging und auch die 

 

Immobiliennachfrage sich deutlich ab-

schwächte. Der Börsenhandel wurde 

 

zudem durch die (erst) im Dezember 

 

1923 eingellfluten Börsenbesuchssteu-
em in erheblichem Maße belastet.61 Der 

 

Wertpapierumlauf nahm zwar nach dem 

 

Zusammenbruch der Inflationshausse ab 

 

1924 wieder zu, erreichte aber bei wei-
tem nicht das Niveau der Vorkriegs-
jahre.62 Die Wertpapierumsätze zeigten 

 

einen schnellen Anstieg bis 1927, ge-
folgt von einem starken Abschwung bis 

 

1929 und einem weiteren, verlangsamten 

 

Rückgang bis 1931, dem Jahr der Ban-
kenIcrise. Für die zwei folgenden- Jahre 

 

ergab sich eine leichte Erholung auf wei-
terhin niedrigem Niveau, anschließend 

 

eine Stagnation bis zum Kriegsbeginn.63 

 

Die Turbulenzen des Jahres 1927 

 

wurden schon 1926 durch eine immer 

 

lebhafter werdende Börsenaktivität ein-

geleitet. Im Frühjahr 1927 waren viele 

 

Akteure und Beobachter der Meinung, 

 

dass eine neue Hausse, ähnlich der von 

 

1920 bis 1923, zu erwarten sei. Der 

 

Aktienkursindex stieg von 70 im Januar 

 

1926 auf nahezu 180 im Mai 1927.64 

 

Diese Erwartungen erwiesen sich am 

 

13. Mai 1927, dem „Schwarzen Frei-

tag", als trügerisch. Allein an diesem 

 

Tag gingen die Kurse um gut 10 % 

 

zurück, ausgelöst durch eine Anlcün-
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digung der Berliner Großbanken, das 

 

Niveau der von ihnen gewährten Effek-
tenIcredite65 „allmählich, aber erheblich" 

 

herabsetzen zu wollen.66 Der Aktien-
index fiel seitdem stetig, mit Ausnahrne 

 

kurzfristiger Erholungen. Als im Juli 

 

1931 der amtliche Handel an den deut-
schen Börsen eingestellt wurde, hatte er 

 

den Ausgangswert vom Januar 1926 

 

wieder erreicht. 

 

Der Zwischenzeitraum — vom 

 

„Schwarzen Freitag" bis zur Börsen-

schließung — war nicht nur durch rück-

läufige Kurse, sondern auch durch einen 

 

ständig schrumpfenden Geschäftsver-
kehr an den Börsen geprägt. Die sich 

 

beschleunigenden Abflüsse von Aus-

landskapital trugen wesentlich zu diesen 

 

Krisenerscheinungen bei. Der Markt für 

 

Börsenbankiers und Makler wurde 

 

ständig enger, und während in der 

 

Börsenreformkommission und weiteren 

 

Zirkeln über eine Bereinigung der Bör-
se, also eine Ausgrenzung von finanziell 

 

schwachen Börsenbesuchern diskutiert 

 

wurde, hatte das „große Sterben" be-
reits eingesetzt. 

 

Die Insolvenzwelle hatte zu diesem 

 

Zeitpunkt ihr Ende noch nicht erreicht. 

 

Die Börsenschließung für insgesamt 14 

 

Monate brachte dein Bankiergewerbe 

 

zwangsläufig eine weitere Verschärfung 

 

der Geschäftsbedingungen; der Telefon-
handel bot nur begrenzten Ersatz. So-
wohl die Aufstellungen des Centralver-
bandes als auch die der Reichsbank zei-

gen, dass sich die Zahl der Privatban-

ken von 1929 bis 1932 um knapp ein 

 

Drittel verringerte und 1932 um 25 bzw. 

 

40 % unter dem Niveau von 1913 lag.67 

 

Betrachtet man die Entwicklung der 

 

Privatbanken in historischer Perspek-
tive, so zeigt sich, dass ihre Bedeutung 

 

seit dem Ende des 19. Jahrhunderts 

 

ständig abgenommen hat. Privatbanken 

 

waren seit jeher durch die Persönlich-
keit des Bankinhabers und das Vertrau-
en der Bankkunden in diese Persönlich-
keit geprägt. Ein weiteres Charakteristi-
kum bildete sich seit den 90er Jahren 

 

des 19. Jahrhunderts heraus: Privatban-
ken spezialisierten sich funktionell, bo-
ten also nicht mehr den gesamten 

 

Fächer der Finanzdienstleistungen an. 

 

Dies war weniger durch staatliche 

 

Eingriffe bedingt als vielmehr durch den 

 

intensivierten Wettbewerb mit den 

 

rasch wachsenden „anonymen" Aktien-
kreditbanken, die das Kreditgeschäft 

 

weit gehend übernahmen und die Pri-
vatbanken veranlassten, in Nischen aus-
zuweichen. Die Größeren unter ihnen 

 

konnten sich auf die Rolle der inter-
nationalen Handelsbank oder auf die 

 

Emissionstätigkeit verlegen, während 

 

kleinere Privatbanken ihre Nischen vor 

 

allem im Effektenkommissionsgeschäft 

 

und in vielfältigen Beratungs- und Ver-

mittlungstätigkeiten suchten.68 Eine wei-
tere Möglichkeit — risikoreich und wäh-
rend der Inflationshausse oft erfolgreich 

 

genutzt — bot sich für diese Banken im 

 

Effektengeschäft auf eigene Rechnung 

 

und in der Devisenarbitrage. 

 

„Schleichende" Verdrängung der Juden aus Bank- und Börsenwesen 

 

Diese Beschränkung auf einzelne Seg-
mente der Bankdienstleistungen ging 

 

mit einer langfristigen, tendenziellen 

 

Schrumpfung des Privatbankenselctors 

 

einher. Die zahlreichen Liquidationen 

 

und Übernahmen in den beiden „Sterbe-
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wellen" — nach der Inflationshausse und 

 

im Zusammenhang mit der Bankenkrise 

 

— waren zwar durch außerordentliche 

 

Faktorkonstellationen bedingt, ordneten 

 

sich aber doch in den langfristigen Trend 

 

des auch quantitativen Rückgangs der 

 

Privatbankenbranche ein. 

 

Bis zur Bankenkrise waren von die-
ser Entwicklung vor allem Bankhäuser 

 

in der Provinz betroffen, denn dort war 

 

ein Ausweichen in Nischen weit weni-
ger möglich als in den Finanzzentren. 

 

Als Universalbanken aber waren diese 

 

Häuser nicht konkurrenzfähig und wur-
den vielfach von ihren mächtigeren 

 

Konkurrenten verdrängt oder über-
nommen.69 Ab 1929 gerieten dann auch 

 

zahlreiche Privatbanken in Berlin, 

 

Frankfurt und Hamburg unter Druck, 

 

unter ihnen bedeutende und langjährig 

 

etablierte Firmen.70 Erklärt wurde dies 

 

mit der Doppelrolle der Privatbankiers 

 

als Kommissionär und Spekulant, die 

 

ihnen noch von Ende 1925 bis zum Mai 

 

1927 „naturgemäß einen reichen Ernte-
segen" eingetragen hatte. Im stagnieren-
den Börsengeschäft der Folgejahre ver-
siegte dann ihre wichtigste Einnahme-
quelle, die Effektenprovision; zudem 

 

verlor ihr eigener Effektenbesitz ständig 

 

an Wert. Zu Notverkäufen sahen sie sich 

 

zunächst nicht gezwungen, weil Groß-
banken ihren Effektenbesitz beliehen. 

 

Mit anhaltendem Kursverfall waren die-
se jedoch immer weniger bereit, ihre 

 

Kredite zu verlängern, und der Zwang 

 

zum Verkauf wurde unausweichlich. 

 

Nicht selten folgte darauf der Firmen-
zusammenbruch.71 

 

Der Bedeutungsverlust der Privat-
banken in der Zeit von der Jahrhundert-
wende bis zur nationalsozialistischen 

 

uMachtergreifung" ist zum einen also 

 

das Ergebnis eines — der wirtschaftli-
chen Entwicklung inhärenten — Konzen-

trationsprozesses. Zum anderen war er 

 

durch die außerordentlichen Ereignisse 

 

in Inflationshausse und Bankenkrise be-

dingt. Beide Einflüsse betrafen jüdische 

 

und nicht-jüdische Privatbanken nahezu 

 

gleichermaßen.72 Ab 1933 waren dann 

 

staatliche Eingriffe die bestimmenden 

 

Faktoren: die Strukturreformen in Bank-
und Börsenwesen und die Verdrängung 

 

der jüdischen Unternehmen. Die Poli-

tikmaßnahmen auf diesen beiden Fel-

dern hatten einschneidende Auswirkun-

gen vornehmlich auf die jüdischen 

 

Banken — letztere naturgemäß und ers-

tere durch die Überlagerung von sach-

bezogener Wirtschaftpolitik durch ras-

sistische „Arisierungs"- und „Entju-
dungs"-Politik. Aber auch nicht-jüdi-
sche Privatbankiers verloren im Zuge 

 

des langfristigen wirtschaftsstrulcturel-
len Trends, der durch die NS-Wirt-

schaftspolitik verstärkt wurde,73 weiter 

 

an Bedeutung. 

 

Bekannt und im Detail wissen-

schaftlich belegt ist die überragende Be-

deutung, die Juden im deutschen Bank-
und Börsenwesen bis 1933 innehat-
ten.74 Von den Inhabern aller deutschen 

 

Privatbanken bekannten sich im Jahre 

 

1928 52 % und ün Jahre 1930 noch 49% 

 

zum jüdischen Glauben.75 In Berlin gab 

 

es 1928 insgesamt 283 Banken, davon 

 

175 jüdische Privatbanken und zehn 

 

„anonyme" jüdische Banken.76 

 

Nicht völlig geklärt ist, wie in dem 

 

von 1933 bis 1938 ablaufenden Prozess 

 

der Umgestaltung des Bank- und Bör-
senwesens systemneutrale Reformbe-

strebungen einerseits und „Entjudungs"-
Ideologie andererseits zusammenwirk-
ten. Erstere waren das fortgesetzte 
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Bemühen, aus der Bankenlcrise die not-

wendigen ökonomischen Lehren zu zie-
hen. Diese Schlussfolgerungen sollte 

 

der Untersuchungsausschuss für das 

 

Bankwesen herausarbeiten, der im 

 

Sommer 1933 seine Arbeit aufnahm. 

 

Eine unmittelbare Folge dieser „Banken-
enqu'ete" war das Kreditwesengesetz 

 

von 1934. Es trat Anfang 1935 in Kraft 

 

und brachte für die Privatbanken we-
sentliche Auflagen: Die Gewerbefreiheit 

 

wurde durch das Konzessionsprinzip 

 

ersetzt und die Bankenaufsicht erheb-
lich verschärft. Für die Privatbankiers, 

 

insbesondere die Personengesellschaf-
ten unter ihnen, ergab sich daraus nicht 

 

nur erstmals eine weit reichende Publi-

zitätspflicht, sondern auch eine beträcht-
liche Belastung durch Zusatzkosten. 

 

Diese waren kaum durch erhöhte 

 

Einkommen aufzufangen, im Gegenteil. 

 

Die Verengung der Effektenmärkte 

 

durch eine strenge Emissionskontrolle, 

 

die auf eine schnelle Ausweitung der 

 

Staatsverschuldung am Kapitalmarkt 

 

ausgerichtet war, verkleinerte das Ge-
schäftsfeld der Privatbanken zuneh-
mend. Auch schränkte die Verschärfung 

 

der Börsenzulassungsbedingungen die 

 

Erwerbsmöglichkeiten der Privatban-
kiers weiter ein. Der Umsatzrückgang 

 

im amtlichen Handel konnte durch das 

 

Gesetz über den Wertpapierhandel vom 

 

Dezember 1934 nicht aufgefangen wer-

den, das eine tief greifende Umstruktu-

rierung der deutschen Börsenlandschaft 

 

vorsah und die Arbeitsteilung zwischen 

 

der Berliner Zentralbörse und ausge-
wählten Provinzbörsen neu gestaltete.77 

 

Diese staatlichen Reformen des Ban-
ken- und Börsenwesens werden zum 

 

Teil auch heute noch als der Krisen-
situation angemessen beurteilt; wesent-

liche Elemente, etwa in der Bankenauf-

sicht, sind bis heute erhalten. Obwohl 

 

die Maßnahmen grundsätzlich system-
neutral waren, hatten sie doch vor allem 

 

auf jüdische Bankiers und Fondsmakler 

 

verheerende Auswirkungen — wegen 

 

der Verquickung von wirtschaftlicher 

 

Modernisierungspolitik mit antijüdischer 

 

und auch antikapitalistischer Ideologie. 

 

Diese letztere Verbindung — Antika-

pitalismus und Antijudaismus — war nicht 

 

neu; sie war schon in den 20er Jahren 

 

ein bestimmender Bestandteil national-
sozialistischer Weltsicht gewesen. Die 

 

NSDAP-Reichstagsfralction hatte bereits 

 

1924 und erneut 1930 die Enteignung 

 

„der Bank- und Börsenfürsten, der [...] 

 

Ostjuden und sonstiger Fremdstämmi-

ger" beantragt und in einem weiteren 

 

Antrag 1930 gefordert, den börsenmä-

ßigen Handel mit Wertpapieren zu ver-
bieten.78 Absichtsvoll stärker differen-
zierende Forderungen richteten sich pri-
mär gegen das „raffende" (Finanz-)Ka-
pital, in Unterscheidung von dem 

 

„schaffenden", produktiven Kapital — 

 

gemeint waren die Industriellenkreise, 

 

deren Unterstützung sich die NS-Grö-
ßen versichern wollten.79 Eine zentrale 

 

Institution des ‚jüdischen Finanzkapi-
tals" war aus dieser Sicht vor allem die 

 

Berliner Börse. 

 

Diese Anti-Börsen-Ideologie der 

 

NSDAP, zugespitzt auf die tragende 

 

Rolle der jüdischen Bankiers und Mak-

ler, hatte erste praktische Konsequen-
zen schon im April 1933. Die jüdischen 

 

Kursmakler wurden mit einem Berufs-
verbot belegt und die überwiegend mit 

 

Juden besetzten Börsenvorstände per-
sonell umgestaltet und im Sinne des 

 

Führerprinzips hierarchisch auf den 

 

Börsenpräsidenten ausgerichtet. Gleich-
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zeitig begann man durch staatliche In-
tervention, die Kompetenzen der Bör-
senvorstände auszuweiten. Sie sollten 

 

das Recht zur Buchprüfung bei den 

 

Börsenteilnehmern erhalten und auch 

 

zum Ausschluss unehrenhafter Börsen-
besucher autorisiert werden — zwei 

 

Kompetenzerweiterungen, die im Falle 

 

Josias einschneidende Auswirkungen 

 

hatten.80 

 

Schon an diesen frühen Politikmaß-
nahmen zeigt sich, dass die Umgestal-
tung des Bank- und Börsenwesens ei-
nerseits an Reformvorhaben der späten 

 

Weimarer Zeit anknüpfte — auch damals 

 

gab es schon Bestrebungen zur „Berei-
nigung der Börse"81 —, andererseits aber 

 

gezielt antijüdische Ausprägungen hat-
te. Zumindest ermöglichte sie eine kon-
sequent antijüdische Umsetzung der 

 

Maßnahmen, bis hin zur Schikane im 

 

alltäglichen Geschäftsleben.82 

 

Noch deutlicher wird dies an dem 

 

Kreditwesengesetz. Hiermit wurden 

 

zwei Einrichtungen für die Bankenauf-
sicht geschaffen — das Aufsichtsamt der 

 

Reichsbank und der dem Wirtschafts-
ministerium unterstellte Reichskommis-
sar für das Kreditwesen. Das Gesetz 

 

gab ihnen weit reichende Kontroll- und 

 

Sanktionsmöglichkeiten, die insbeson-
dere dem Reichskommissar viel Raum 

 

für ideologisch begründete Repressalien 

 

gegen jüdische Unternehmen boten. 

 

Das Kernstück des Gesetzes war 

 

eine unmittelbare Schlussfolgerung aus 

 

der Bankenkrise. Es regelte den Um-
fang des Kreditgeschäfts und setzte 

 

Normen für die Sicherung der Zah-

lungsfähigkeit der Banken (Liquiditäts-
sicherung). Umfassend waren zudem 

 

die Vorschriften, die sich auf die Ab-

lösung der Gewerbefreiheit durch das 

 

Konzessionssystem bezogen. Neu zu 

 

gründende Institute benötigten nunmehr 

 

eine Erlaubnis des Reichskommissars. 

 

Bestehende Banken brauchten eine sol-

che Zulassung nicht, sofern sie ihr Ge-

schäft noch betrieben. Die Fortführung 

 

des Betriebes konnte der Reichskom-

missar allerdings untersagen, falls der 

 

Geschäftsführer nicht die für seine Tä-

tigkeit erforderliche Zulässigkeit besaß 

 

oder das Institut keine Gewähr für die 

 

Sicherheit der Einlagen oder Wertpa-

piere bot (§ 6).83 Bis zum Jahresende 

 

1935 wurde der Reichskommissar zu-

dem ermächtigt, die Fortführung des 

 

Geschäftsbetriebes „zur Herbeiführung 

 

einer zweckmäßigeren Gestaltung des 

 

Kreditwesens" selbst dann zu verbieten, 

 

wenn die genannten Voraussetzungen 

 

zum Verbot nicht vorlagen (§ 54).84 

 

Weit reichend waren auch die Vor-

schriften des Gesetzes zur Banken-Pub-

lizität — ebenfalls Vorgaben, mit denen 

 

man Lehren aus der BankenIcrise ziehen 

 

wollte. Sie trafen die kleineren Banken, 

 

und hier vor allem die im Effek-

tengeschäft tätigen (überwiegend jüdi-
schen) Privatbanken

85 in ganz besonde-
rem Maße. Banken in der Rechtsform 

 

einer Personengesellschaft hatten bis-

lang überhaupt keine Bilanzdaten trans-

parent machen müssen; nunmehr war 

 

ihnen auferlegt, der Reichsbank regel-
mäßig eine Jahresabrechnung und eine 

 

(halbjährliche) Semestralbilanz mit Er-

läuterungen vorzulegen. Zusätzlich wur-
den sie verpflichtet, die Jahresabschlüs-
se durch unabhängige Stellen nachprü-
fen zu lassen (Pflichtrevision). 

 

Zudem unterlagen Banken, die das 

 

Effektenkommissionsgeschäft und das 

 

Depotgeschäft86 betrieben, jetzt einer 

 

regelmäßigen Depotprüfung.87 Art, Um-
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fang und Häufigkeit dieser Prüfung 

 

konnte der Reichskommissar nach eige-
nem Ermessen festlegen; die Kosten 

 

hatte das betreffende Bankunternehmen 

 

zu tragen.88 „Für kleine und kleinste 

 

Privatbanken dürfte eine schikanöse 

 

Anwendung dieses Verfahrens allein 

 

wegen der anfallenden Kosten in der 

 

schwierigen Zeit nach der Bankenlcrise 

 

eine Existenzgefährdung dargestellt ha-
ben. Allein im Jahre 1935 reduzierte 

 

sich die Zahl der Privatbanken um 200. 

 

Man kann davon ausgehen, dass der 

 

Reichskommissar für das Kreditwesen 

 

bei der von Reichsbankpräsident Hjal-
mar Schacht als dringend geboten ange-
sehenen ,Flurbereinigung' in erster Linie 

 

kleine und kleinste jüdische Banken im 

 

Auge hatte."89 

 

Dass die größeren Banken von die-

ser ‚Bereinigung' zunächst noch ausge-
nommen blieben, wird mit ihrem wirt-
schaftlichen Potenzial erklärt, das in der 

 

Aufbauphase des NS-Staates unver-
zichtbar war.90 Dieser Linie entsprach 

 

auch, dass Forderungen zur Verstaat-

lichung des Bankwesens, die insbeson-
dere der NS-Ideologe Feder vertrat, in 

 

der finanzpolitischen Diskussion um 

 

Bankenenqu'ete und Kreditwesengesetz 

 

an den Rand gedrängt wurden. Die 

 

Stärkung des staatlichen Einflusses auf 

 

Bank- und Börsenwesen wurde nicht 

 

durch Verstaatlichung, sondern über ei-
ne weit reichende Ausweitung der Pub-

lizitätspflichten und Kontrollvollmachten 

 

erreicht — eine politische Weichenstel-

lung, die sich später entscheidend zum 

 

Schaden vieler kleiner jüdischer Privat-
banken auswirken sollte.93 

 

Radikalisierung der uEntjudung" 

 

und planmäßige Ausschaltung der jüdischen Banken 

 

Eine kompromisslose, planmäßige Aus-

schaltung der jüdischen Banken setzte 

 

erst 1936 ein. Bis dahin „beschränkte" 

 

sich ihre Betroffenheit durch die 

 

„Machtergreifung" darauf, dass die neu-
en Börsen- und Bankenvorschriften ten-
denziös gegen sie ausgelegt wurden,92 

 

Schikanen durch Parteiorgane und 

 

Gestapo nicht ausblieben, frühere Kun-
den und Auftragnehmer von ihnen ab-
rückten93 und nicht zuletzt der gleich-
geschaltete Privatbankenverband seine 

 

jüdischen Mitglieder unter Druck setz-
te.94 Das Ergebnis all dieser Repressio-
nen war, dass zum 1. Januar 1936 nur 

 

mehr 345 „nicht-arische" Privatbanken 

 

von der Reichsbank gezählt wurden, 

 

gegenüber 570 „arischen".95 

 

Einen Wendepunkt in der Politik der 

 

Verdrängung jüdischer Unternehmen 

 

markierte im Herbst 1936 eine grund-
legende Übereinkunft zwischen Reichs-
wirtschafts- und Innennainisterium.96 In 

 

kurzer Folge schlossen sich Entschei-

dungen mit immer tiefer einschneiden-
der Wirkung an. Den jüdischen Banken 

 

wurde der Zugang zu wichtigen Ge-
schäftsfeldern versperrt: Die Reichs-
bank verdrängte sie durch Erlasse 

 

schrittweise aus dem Privatdiskont-

verkehr, sie verloren bis Spätsommer 

 

1938 sämtlich die Berechtigung zum 

 

Devisengeschäft, und sie wurden — dies 

 

betraf die größten unter ihnen — weit-

gehend aus dem Reichsanleihekonsor-
tium ausgeschlossen. Das Reichsbank-
direktorium drängte die verbliebenen 

 

jüdischen Bankiers zur „Arisierung".97 
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Hans H. Lembke 

 

Das Haus an der Stör 

 

Abb. 3: 1938 zogen Lipmann und Bella Josias in dieses Haus in 

 

Hamburg-Lokstedt, Brunsberg 9 (Foto: Lembke) 

 

Die „Verordnung über die Anmeldung 

 

des Vermögens der Juden" vom April 

 

1938 zwang sie, ihre Vermögensver-
hältnisse einschließlich jeglicher Verän-

derung transparent zu machen. Eine am 

 

selben Tage von Göring erlassene An-
ordnung machte für sie den Verkauf, 

 

die Verpachtung und die Neugründung 

 

eines gewerblichen Betriebes genehmi-
gungspflichtig. 

 

Die Verschleierung des jüdischen 

 

Charakters von Betrieben wurde im 

 

April 1938 unter Strafe gestellt, und im 

 

Juni folgte die Dritte Verordnung zum 

 

Reichsbürgergesetz, die ‚jüdische Un-
ternehmen" definierte und deren Eintra-

gung in öffentliche Verzeichnisse an-
ordnete. Im Folgemonat wurde Juden 

 

der Handel mit Grundstücken sowie die 

 

Tätigkeit als Malder, Haus- und Grund-
stücksverwalter untersagt.98 Die Reichs-
bank hielt ihre Filialen an, jüdischen 

 

Unternehmen nur noch mit größter 

 

Zurückhaltung Kredit zu gewähren.99 

 

Unter dem Titel „Arisierte Börse" 

 

meldete das Finanzwochenblatt Die 

 

Bank: „Der Reichswirtschaftsminister 

 

hat verfügt, daß eine Teilnahme von 

 

Nichtariern an den Börsenveranstaltu-

gen und an den Großmärkten künftig 

 

nicht mehr zulässig ist." 100 Der Reichs-
kommissar für das Kreditwesen fuhr 

 

fort, jüdischen Banken den Geschäfts-
betrieb zu untersagen und — in enger 

 

Kooperation mit den NSDAP-Gauwirt-
schaftsberatem und der Wirtschafts-
gruppe Privates Bankgewerbe (WPBG) 

 

— die „stille" Auflösung zu betreiben.101 

 

Wiederholt zog die Reichsbank Bi-
lanz über die zahlenmäßige Entwick-
lung des Privatbankenselctors. Im Mai 

 

1938 stellte sie fest, dass von den im 

 

Januar 1936 vorhandenen 347 jüdischen 

 

Privatbanken noch drei Viertel fort-
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bestanden (ohne schwebende „Arisie-
nmg"). Die nächste Aufstellung datiert 

 

vom November 1938 und zeigt ein 

 

völlig anderes Bild: Nunmehr wurden 

 

57 % der 1936 gezählten Institute als 

 

aufgelöst, geschlossen oder liquidiert 

 

ausgewiesen; 18 % waren „arisiert" wor-

den, und nur 25 % bestanden fort. Auf 

 

dieses Viertel weiterhin tätiger Banken 

 

entfielen drei Viertel der gesamten 

 

Bilanzsumme aller erfassten jüdischen 

 

Institute, während die erstgenannte Grup-
pe nur einen Anteil von 14 % gehabt 

 

hatte.102 Tatsächlich hatte also die an-

gestrebte „Flurbereinigung" vor allem 

 

die kleinen und kleinsten Bankgeschäfte 

 

verschwinden lassen. 

 

Kurz vor und unmittelbar nach der 

 

Pogromnacht vom 9./10. November 1938 

 

eskalierten auch die politischen Maß-
nahmen der Verdrängung. Im Deut-
schen Reichsanzeiger war am 29. Ok-
tober zu lesen, dass im folgenden Jahr 

 

kein Jude mehr im Kreditwesen tätig 

 

sein dürfe. 103 Die Verordnung vom 12. 

 

November zur „Ausschaltung der Juden 

 

aus dem Wirtschaftsleben" legte fest, 

 

dass ein Jude schon ab dem 1. Januar 

 

1939 nicht mehr „Betriebsführer" sein 

 

könne. Eine ergänzende Verordnung 

 

„über den Einsatz jüdischen Vermö-

gens" vom 3. Dezember nutzte der 

 

Reichskommissar für das Kreditwesen 

 

als Grundlage für die umgehende Mit-

teilung an alle noch aktiven jüdischen 

 

Bankiers, dass den jüdischen Bankfir-
men ab 1. Januar 1939 der Geschäftsbe-
trieb nicht mehr gestattet sein werde.104 

 

Jüdische Bankhäuser in Frankfurt er-
hielten aus der Kanzlei des Reichskom-
missars ein Schreiben folgenden Wort-
lauts: „Auch für Sie ergibt sich daraus 

 

die Notwendigkeit, alsbald in Liquida-

tion zu treten. Ihre Entscheidung hier-
über wollen Sie mir bitte in zwei Wo-
chen mitteilen."105 Der Staat versuchte, 

 

sich an den „Arisierungsgewinnen" zu 

 

beteiligen, indem bei Differenzen zwi-
schen dem offiziellen Schätzwert und 

 

dem tatsächlichen Kaufpreis ein über-

wiegender Teil dieser Spanne mit einer 

 

Abgabe abgeschöpft werden sollte.106 

 

Wie stellte sich diese Eskalation der 

 

Verdrängungspolitik — insbesondere im 

 

Bankenselctor — in Hamburg dar, und 

 

wie war davon die Firma L. Josias & 

 

Co. betroffen? Zur ersten Hälfte der 

 

Frage gibt eine 1997 erschienene Arbeit 

 

von Frank Bajohr eine umfassende Ant-
wort. Er spricht von einer „verspäteten 

 

Arisierung" und stellt fest, dass in Ham-

burg die Zahl der jüdischen Betriebe 

 

von 1933 bis 1938 um etwa 20 % zu-

rückgegangen ist — deutlich geringer als 

 

im Reichsdurchschnitt.107 In den ersten 

 

Jahren der NS-Zeit bot Hamburg als 

 

weltoffene Großstadt für jüdische Be-
triebe noch relativ gute Überlebens-
chancen. Hinzu kamen als begünsti-
gende Faktoren die hohe volkswirt-
schaftliche Bedeutung der Stadt108 und 

 

nicht zuletzt auch eine gewisse Zurück-

haltung der Hamburger Geschäftswelt 

 

gegenüber rassistisch begründeten Ra-

dikalisierungsbestrebungen.109 Eine um-

fassende, nachdrückliche Bedrohung der 

 

jüdischen Geschäftswelt gab es also bis 

 

1936/37 nicht. Vielen blieb die Hoffnung 

 

auf eine Wende, und die Alternative der 

 

Emigration war zumindest aus wirt-
schaftlicher Sicht nicht attraktiv, bedeu-
tete sie doch mit Sicherheit einen weit-

gehenden Vermögensverlust. "° 

 

Die systematische Verdrängung jüdi-
scher Unternehmer setzte Ende

.
 1936 

 

ein, wurde durch die schon genannten 
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gesetzlichen Regelungen beschleunigt 

 

und von den beschriebenen Institutio-
nen mit und ohne rechtliche Grundlage 

 

umgesetzt. Bajohr weist darauf hin, 

 

dass die „Entjudung" der Wirtschaft 

 

gerade in Hamburg durch zwei bislang 

 

nicht genannte Einrichtungen forciert 

 

wurde: das Amt des Gauwirtschafts-
beraters der NSDAP und die Devisen-
stelle des Oberfmanzpräsidenten. 

 

Der Gauwirtschaftsberater hatte eine 

 

nur nachrangige wirtschaftspolitische 

 

Bedeutung, verfügte aber über weit rei-
chenden Einfluss in der Verdrängung 

 

der Juden aus der Geschäftswelt.111 Dies 

 

nicht zuletzt deshalb, weil die Handels-
kammer — durch Einsetzung von Staats-
kommissaren und weitere Maßnahmen 

 

schon 1933 gleichgeschaltet112 — auf Ein-
flussnahme bei der „Arisierung" weit 

 

gehend verzichtete, im positiven wie 

 

negativen Sinne.113 Der Gauwirtschafts-
berater konzentrierte sich, soweit noch 

 

rekonstruierbar114, auf die Behandlung 

 

von „Arisierungsanträgen" und entwi-
ckelte hier schon 1936/37 faktisch ein 

 

Genehmigungsmonopol — obwohl erst 

 

im April 1938 der Genehmigungszwang 

 

für „Arisierungsverträge" verordnet wur-
de. Eigenmächtig definierte der Gauwirt-
schaftsberater auch die Genehmigungs-
kriterien. Einer dieser fünf Maßstäbe war 

 

die volkswirtschaftliche Notwendigkeit 

 

der betreffenden jüdischen Firma. Wenn 

 

diese also nicht zweifelsfrei gegeben war, 

 

blieb dem Eigentümer statt der „Arisie-
rung" nur die Liquidation. Wohlgemerkt 

 

war dies bis 1938 keine rechtlich, aber 

 

doch faktisch zwingende Folge.115 

 

Die Devisenstelle des Oberfinanz-

präsidenten war ursprünglich eine Ge-

nehmigungs- und Kontrollstelle im Rah-
men der Devisenbewirtschafttmg.116 An 

 

Macht und Kontrollkapazität gewann 

 

sie, als durch einen Zusatzparagraphen 

 

im Devisenbewirtschaftungsgesetz alle 

 

Devisenstellen im Reich ermächtigt wur-
den, bei Kapitalflucht-Verdacht dem Ver-
dächtigten die Verfügungsrechte über 

 

sein transferierbares Vermögen zu neh-
men. Solche Absichten zum Vermö-

genstransfer wurden den auswanderungs-
willigen Juden pauschal unterstellt.117 

 

Die Devisenstelle in Hamburg mach-
te in Zusammenarbeit mit der Zollfahn-

dungsstelle von dieser Kompetenz 

 

reichlich Gebrauch: Von Dezember 

 

1936 bis Oktober 1939 wurden über 

 

1.300 Sicherungsanordnungen gegen 

 

Juden erlassen.118 Darüber hinaus dürf-
te es eine größere Zahl von Prüfungs-
verfahren gegeben haben, die im End-

ergebnis zwar nicht zu einer solchen 

 

Konsequenz führten, wohl aber gravie-
rende Verletzungen des Datenschutzes, 

 

Rufschädigungen und nicht zuletzt auch 

 

eine Einschränkung der Reisefreiheit mit 

 

sich brachten. Ab August 1938 mussten 

 

jüdische Unternehmer für Auslandsrei-
sen eine Unbedenldichkeitsbescheini-

gimg der Devisenstelle vorlegen — wenn 

 

sie nicht ihren Reisepass ohnehin schon 

 

vorher hatten abgeben müssen.I19 

 

Im Herbst 1938 gab es in Hamburg 

 

noch 1.200 jüdische Gewerbebetriebe, 

 

ein Jahr später fast keine mehr. In die-
sem Prozess der „nachholenden Entju-
dung" der Hamburger Wirtschaft hatten 

 

die Ereignisse der Pogromnacht und die 

 

nachfolgenden Politikmaßnahmen eine 

 

entscheidende Bedeutung. Den wüsten 

 

Ausschreitungen gegen jüdische Ge-
schäfte in der Innenstadt folgte die Ver-

haftung von fast 900 Juden, darunter 

 

viele Geschäftleute. Sie wurden in das 

 

KZ Sachsenhausen gebracht oder im 
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Polizeigefängnis Fuhlsbüttel inhaftiert. 

 

Diese Ereignisse bestimmten in dop-
pelter Hinsicht den weiteren Verlauf der 

 

Verdrängung und Vernichtung. Für die 

 

Juden wurde klar, dass — nachdem ihre 

 

Berufstätigkeit schon seit langem einge-
schränkt war — nun auch die Hoffnung 

 

auf ein erträgliches Privatleben in 

 

Deutschland verloren ging. Und bei den 

 

politischen Entscheidungsträgern wuchs 

 

die Erkenntnis, dass der „Radau-Anti-
semitismus" von weiten Teilen des „ari-
schen" Bürgertum nicht begrüßt wurde, 

 

diese Bürger aber gegen eine syste-
matische „Lösung der Judenfrage" auf 

 

(zumindest schein-)gesetzlicher Grund-

lage kaum Einwände erheben würden. 

 

In diesem Sinne sagte der Hambur-

ger Reichsstatthalter Kaufmann zu den 

 

Novemberereignissen, „daß die schnellste 

 

gesetzmäßige Endregelung des Ju-

denproblems die beste Lösung ist (Leb-
hafter Beifall). Ich gehöre zu den ausge-
sprochenen Gegnern jener, die glauben, 

 

daß ein solches Problem [...] nur gelöst 

 

werden kann mit Methoden, die norma-
lerweise verwerflich sind [...] Man hat 

 

damit nicht das Eigentum der Juden zer-
stört, sondern etwas, was unsere Nation 

 

bitter nötig braucht (Rufe: S,ehr richtig). 

 

Aber ich glaube, daß wir hieraus gelernt 

 

haben [...] Dies ist [...] eine Frage, die 

 

nun einmal zur Lösung drängt, und [...] 

 

dann am besten gelöst ist, wenn es auf 

 

gesetzmäßigem Wege und möglichst 

 

schnell geschieht."12° 

 

Bei der beschleunigten „Arisierung" 

 

der jüdischen Unternehmen nach dem 

 

9. November hatte in Hamburg weiter-
hin der Gauwirtschaftsberater die zen-
trale Rolle, wenngleich formal nunmehr 

 

der Senator v. Allwörden121 mit dieser 

 

Aufgabe betraut war. Unmittelbar nach 

 

dem Pogrom setzte der Gauwirtschafts-
berater in solchen Firmen, deren Inha-
ber verhaftet worden waren, Treuhän-
der ein — mit nachträglicher Genehmi-

gung der Devisenstelle.122 Die Wirt-

schaftsverwaltung ihrerseits hatte we-
sentlichen Anteil an dem weit reichen-
den Liquidationsbeschluss vom Novem-
ber. Entschieden wurde, dass von den 

 

300 jüdischen Einzelhandelsbetrieben 

 

etwa zwei Drittel und von den verblie-
benen Handwerksbetrieben ein großer 

 

Teil aufzulösen (also nicht zu „arisie-
ren") sei.123 Für die Inhaber selbst gab 

 

es zwischen diesen beiden rechtlichen 

 

Formen kaum einen faktischen Unter-
schied: Wenn sie überhaupt noch recht-
liche Handlungskompetenz besaßen, 

 

fehlte ihnen doch die Verhandlungs-
macht, um in diesem von Partei- und 

 

Staatsstellen begünstigten „Bereiche-
rungswettlauf' noch einen wesentlichen 

 

Teil ihres Vermögens zu retten. 

 

Niedergang des Bankgeschäfts L. Josias & Co. 

 

Ob sich für das Bankgeschäft L. Josias 

 

& Co. die Frage nach „Arisierung" oder 

 

Liquidierung zu dieser Zeit noch stellte, 

 

ist unklar. Im Hamburger Börsen-Ver-
zeichnis findet man die Firma zuletzt in 

 

der Ausgabe von 1935: ohne Inserat, 

 

mit der Kontoradresse Mönkedanun 7, 

 

nur einer Fernsprechnummer und ohne 

 

Angabe eines Börsenstands.124 Im 

 

November jenes Jahres erschien im 

 

überregionalen Wochenblatt Die Bank 

 

folgende Notiz: „L. Josias & Co. Ham-

burg. Der Inhaber dieser Bankfirma, der 

 

dem Börsenvorstand Aufldärungen über 
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die Abwicklung seiner Geschäfte unter 

 

Vorlegung der Bücher verweigerte, 

 

wird für drei Monate vom Börsenbe-
such ausgeschlossen und mit 1.000 RM 

 

Geldstrafe belegt."125 

 

Diese Entscheidung, die für das 

 

Bankgeschäft das Aus bedeutet haben 

 

dürfte, war eine späte Folge eines Zivil-

prozesses vor dem Hamburger Landge-
richt in den Jahren 1932/33.126 Als Fol-

ge dieses Prozesses musste der Bankier 

 

seinem Prozessgegner in beträchtlicher 

 

Höhe Darlehenshypotheken einrichten: 

 

für 12.000 Goldmark an seinen (unbe-
bauten) Grundstücken in Hamburg-Ris-
sen127 und für 8.000 Goldmark an dem 

 

Haus in Kellinghusen. Der Börsenvor-
stand hatte in der zweiten Jahreshälfte 

 

1935 — unklar ist, aufgrund welchen 

 

Anlasses — Gelegenheit, die Prozessak-
ten einzusehen und dabei insbesondere 

 

die Vermögensaufstellung des Bankge-
schäfts zu analysieren (Stand vom De-
zember 1932). Er kam zu dem Ergeb-
nis, dass das Unternehmen beträchtlich 

 

verschuldet128 und eine Wirtschaftsprü-
fung angezeigt war — zumal es auch seit 

 

der Inflationszeit eine Reihe von Be-
schwerden über die Bank gegeben ha-
be. Der Firmeninhaber lehnte die Prü-

fung ab, mit der Folge des Börsenaus-

schlusses, der Geldstrafe und auch des 

 

Ausschlusses aus dem Verein der Be-
sucher der Börse zu Hamburg. Der Bör-
senvorstand gab seine Entscheidung den 

 

Hamburger Tageszeitungen mit der Bitte 

 

um Veröffentlichung zur Kenntnis.129 

 

Allem Anschein nach wurde der vor-

übergehende zu einem endgültigen Aus-
schluss: Nach allen erreichbaren Infor-

mationen hat das Bankgeschäft seine 

 

Börsenzulassung — und der Inhaber 

 

auch seine Mitgliedschaft im Verein der 

 

Börsenbesucher — nicht wiedererhal-
ten.'" Auch aus der „Versammlung 

 

Eines Ehrbaren Kaufmanns" dürfte Lip-
mann Josias als Folge des Börsenvor-
standsentscheids ausgeschlossen wor-
den sein.131 Der Ruf der Firma war 

 

durch die Veröffentlichung — in der 

 

überregionalen Bank und vermutlich 

 

auch in der Hamburger Presse — hoff-

nungslos ruiniert. 

 

Es spricht also vieles für die Annah-

me, dass das Unternehmen seine Lebens-
kraft bereits Ende 1935 verloren hatte, 

 

vier Jahre bevor der Satz „Die Firma ist 

 

erloschen" im Handelsregister eingetra-
gen wurde. War damit der Börsenaus-
schluss der entscheidende Auslöser für 

 

den Niedergang der Firma? Wie war die 

 

wirtschaftliche Lage des Unternehmens 

 

in den Jahren davor? Diese Frage ist im 

 

Restitutionsverfahren analysiert wor-

den, das die Erben des Lipmann Josias 

 

kurz nach dem Krieg angestrengt ha-
ben. Anlass für diese Analyse waren 

 

insbesondere die Forderung auf „Wie-

dergutmachung" des Berufsschadens 

 

und des „Goodwill-Schadens". Die zu-

ständige Stelle — das Hamburger Amt 

 

für Wiedergutmachung — stützte sich 

 

bei ihrer Untersuchung (die erst Mitte 

 

der 60er Jahre zum Abschluss kam) auf 

 

Auskünfte der Handelkammer und der 

 

Jüdischen Gemeinde. 

 

Die Handelskammer entnahm ihrer 

 

Firmenakte Eintragungen vom Juni 1936. 

 

Danach hatte es schon seit 1930 An-
zeichen für einen schlechten Geschäfts-
gang der Bank gegeben.132 Beziffert 

 

wurde dies für die Jahre 1933 bis 1935: 

 

Der Gewinn beschränkte sich 1933 auf 

 

6.600 RM, stieg 1934 auf 16.300 RM 

 

und fiel dann auf nur mehr 2.600 RM 

 

im Jahre 1935. Die Firma hatte 1936 
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nur einen Angestellten und befand sich 

 

„angeblich" seit Januar des Jahres in Li-

quidation. Zu ähnlichen Ergebnissen — 

 

hinsichtlich der Einkommensentwicklung 

 

— kam das Amt für Wiedergutmachung 

 

auch in seiner Analyse der Kultus-
steuerdaten der Jüdischen Gemeinde.133 

 

Die wirtschaftliche Lage des Bank-

geschäfts war also schon vor dem Ok-
tober 1935 bedenklich, mit Tendenz zur 

 

Verschlechterung. Der Bankier hatte in 

 

dem Auf und Ab der Bankenentwick-

lung seit 1917 zahlreiche Herausforde-

rungen überstanden und einen ausge-
prägten Selbstbehauptungswillen be-
wiesen. Vermutlich war er aber im 

 

Zuge der Bankenlcrise, möglicherweise 

 

durch riskante Spekulationen nach Ver-

siegen des Kommissionsgeschäfts, in 

 

Schulden geraten. Durch den verlorenen 

 

Zivilprozess war er zu einer — am rück-

läufigen Einkommen gemessen — be-
trächtlichen Zinszahlung verpflichtet. 

 

Damit befand er sich also bereits in 

 

einer bedrohlichen Problemlage, als ihm 

 

durch den Börsenausschluss die ver-
bliebenen Möglichkeiten zur Krisenbe-

wältigung endgültig genommen wurden. 

 

Somit ist auch fraglich, ob das 

 

Bankgeschäft — zu unterscheiden von 

 

der Person des Inhabers — noch zum 

 

Zielobjekt einschneidender Maßnahmen 

 

in der Phase der beschleunigten „Entju-
dung" wurde. Für eine „Arisierung" 

 

kam es kaum in Frage: Das Vermögen 

 

war belastet, der immaterielle Wert 

 

spätestens durch Börsenausschluss und 

 

Presseveröffentlichung verloren, und 

 

das Kriterium der volkswirtschaftlichen 

 

Notwendigkeit erfüllte eine auf Börsen-
und Immobiliengeschäfte spezialisierte 

 

Bank aus Sicht der Genehmigungsstelle 

 

ohnehin nicht. 

 

Auch eine formale Zwangsliquidie-
rung ist wenig wahrscheinlich. Prinzi-

piell war das Kreditwesengesetz für ein 

 

Bankgeschäft in dieser wirtschaftlichen 

 

Lage, zumal nach dem Börsenaus-

schluss, zwar eine lebensgefährliche 

 

Bedrohung. Bekannt ist aber, dass der 

 

Reichskommissar für das Kreditwesen 

 

bei einer größeren Zahl von Privat-
banken auf eine „stille" Liquidation — 

 

im Zusammenspiel mit anderen staat-
lichen und Parteistellen — setzte und 

 

daher ein formales Untersagen des Ge-
schäftsbetriebs für unnötig hielt.134 

 

Der Fall L. Josias & Co. scheint in 

 

diese Kategorie zu passen. Bei diesem 

 

durch Verschuldung, Einengung des 

 

Geschäftsfeldes und Auftragsrückgang 

 

bereits geschwächten Unternehmen ge-
nügten vermutlich schon die vor der 

 

planmäßigen Ausschaltung des jüdi-
schen Bankenwesens ergriffenen Maß-

nahmen, also Pflichtrevision, Depotprü-
fung und Repressionen des Privatban-

kenverbandes, um das faktische Ende 

 

im Jahre 1936 herbeizuführen. 

 

Wann der rechtliche Prozess der 

 

Liquidation dann eingeleitet wurde und 

 

ob Lipmann Josias dieses Verfahren 

 

noch weit gehend in eigener Hand be-
halten konnte, ist nicht bekannt. Die of-
fizielle Mitgliederliste der Wirtschafts-

gruppe Privates Bankgewerbe vom März 

 

1939 nannte unter der Überschrift 

 

„Liquidierende Mitgliedsfirmen" auch 

 

„L. Josias & Co, Bankgeschäft i. Liqu., 

 

Hbg. 11 Ness 1 I"135 — neben 30 weite-
ren Hamburger Privatbanken, wie z. B. 

 

L. Behrens & Söhne, M. B. Franck & 

 

Co. und Michael Delmonte. Der Name 

 

des Liquidators wurde nur in drei Fällen 

 

genannt, nicht bei der Bank Josias. 

 

Zur Erinnerung: Eine Zwangsliqui-
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dierung war mittlerweile durch die Ver-

ordnung über den Einsatz jüdischen 

 

Vermögens vom 3. Dezember 1938 für 

 

alle verbliebenen Banken möglich ge-

worden, und die daran anknüpfende 

 

Mitteilung des Reichskommissars setzte 

 

als Schlusspunkt des jüdischen Bank-
wesens den 1. Januar 1939.136 

 

Entrechtung, Enteignung und Deportation der Familie Josias 

 

Während also die radikalen Maßnah-
men der Unterdrückung und der „Ent-
judung" für das Unternehmen keine 

 

entscheidende Bedeutung mehr hatten, 

 

trafen sie die Person des Inhabers und 

 

seine Familie ohne Schonung. Lipmann 

 

Josias wurde kurz nach dem Novem-

berpogrom verhaftet und in das KZ 

 

Sachsenhausen transportiert, zusammen 

 

mit seinem Schwiegersohn und mehre-
ren Hundert weiteren Hamburger Ju-
den.137 Sie wurden dort zusammen mit 

 

ca. 6.000 Juden aus dem nord-, ost- und 

 

mitteldeutschen Raum eingeliefert. 

 

Untergebracht wurde Lipmann Jo-
sias in der Baracke 19 des „Kleinen La-
gers"138, das gerade erst von den Häft-
linge errichtet worden war, die im Rah-
men der Aktion „Arbeitsscheu Reich" 

 

nach Oranienburg gelangt waren. Ent-
lassen wurde der Häftling Nr. 8.382 am 

 

21. Dezember 1938.139 Welche Demü-

tigungen er im KZ erfahren musste, in 

 

diesen sechs Wochen, die den Selbst-

behauptungswillen systematisch bre-
chen und die Auswanderung beschleu-

nigen sollten, ist nach vorliegenden Be-
richten hinreichend vorstellbar.140 

 

Nach seiner Rückkehr sahen sich 

 

Lipmann Josias und seine Frau Bella 

 

weiteren finanziellen Repressionen aus-

gesetzt. Die „Judenvermögensabgabe" 

 

war inzwischen Gesetz. Es verlangte, 

 

dem Staat den Gegenwert von einem 

 

Viertel des verbliebenen Privatvermö-

gens in bar zu zahlen — im Falle der 

 

Josias waren dies fünf Quartalsraten 

 

von jeweils knapp 3.000 RM. Ende 

 

Februar 1939 folgte die Verpflichtung 

 

aller Juden, Edelmetalle und Schmuck 

 

in ihrem Besitz bei den eigens ein-

gerichteten Ankaufstellen abzuliefern. 

 

Diesen Gang in die Hamburger Gothen-
straße unternahm Lipmann Josias Mitte 

 

Mai 1939. Die Gold- und Silbersachen 

 

wurden auf knapp 1.500 RM geschätzt; 

 

dieser Betrag wurde ihm nach Abzug 

 

einer Verwaltungsgebühr von 10 % aus-

gezahlt.141 

 

Die Zollfahndungsstelle Hamburg 

 

prüfte „aufgrund einer vertraulichen 

 

Mitteilung" die Vermögensverhältnisse 

 

des „ehemaligen Bankiers". In ihrem 

 

Ermittlungsbericht kam sie zu einer 

 

Schätzung von 54.000 RM, „wovon der 

 

größte Teil in Wertpapieren und Grund-
vermögen festliegt".142 Zur Sicherung 

 

der Reichsfluchtsteuer wurde eine Hy-
pothek eingetragen, eine darüber hin-
ausgehende Sicherungsanordnung blieb 

 

den Josias erspart.143 

 

Woher diese vertrauliche Mitteilung 

 

kam, ist nicht bekannt. Vermuten darf 

 

man, dass solche Recherchen über pri-
vate Vermögensverhältnisse von Juden 

 

ihrerseits nicht völlig vertraulich blie-
ben. Jedenfalls dürfte der Gläubiger, 

 

der seit dem Zivilprozess von 1932/33 

 

gerichtlich bestätigte Ansprüche gegen 

 

Lipmann Josias hatte, die allgemeinen 

 

finanziellen Repressionen gegen Juden 

 

(und vielleicht die individuellen gegen 
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Lipmann Josias) mit wachsenden Sor-

gen beobachtet haben. Die Rückzah-

lung des gewährten Kredits — fällig im 

 

Jahre 1939 — stand in Frage, und die 

 

Sicherheit der Hypotheken verlor in 

 

dem Maße an Wert, wie Juden zu 

 

Grundstücksverkäufen gedrängt wurden 

 

und damit potenziell ein Preisverfall auf 

 

dem Immobilienmarkt auslöst wurde. 

 

Diese „Arisierung" des Grundbesit-
zes hatte im Reich relativ spät ein-

gesetzt, nicht zuletzt aufgrund einer 

 

ausdrücklichen Anordnung Görings, sie 

 

an das Ende der „Gesamtarisierung" zu 

 

stellen.144 In Hamburg war jedoch 

 

schon vor Ende 1939 ein wirksamer 

 

Druck auf jüdische Grundbesitzer aus-

geübt worden, ihre Immobilien oftmals 

 

weit unter Wert zu verkaufen.145 Diese 

 

„Wahl" blieb Lipmann Josias nicht; 

 

seine Immobilien, die er noch Anfang 

 

1939 besaß, wurden bereits in der ers-
ten Hälfte jenes Jahres zwangsverstei-
gert. Die Erwerber waren der Gläubiger 

 

aus Escheburg bei Bergedorfi46 und 

 

eine weitere Person. 

 

In dem Restitutionsverfahren nach 

 

dem Kriege wurden die Grundstücke in 

 

Rissen nicht an die Erben zurücker-
stattet. Bestimmend für dieses Ergebnis 

 

war, dass Lipmann Josias mit einem 

 

Schreiben an das zuständige Amtsge-
richt Blankenese im März 1939 darauf 

 

verzichtet hatte, den ihm zustehenden 

 

Vollstreckungsschutz zu nutzen. Statt 

 

dessen hatte er gebeten, die Versteige-
rung so schnell wie möglich durchzu-
ftihren.147 

 

Geblieben war den Josias damit das 

 

von ihnen bewohnte Haus in Hamburg-
Lokstedt, das Bella Josias gehörte, der 

 

Hausrat und — kaum verfügbar, zudem 

 

durch die Vermögensabgabe vermindert 

 

— ihr Wertpapierbesitz. Dieses Eigen-
tum wurde nicht „arisiert", sondern be-

schlagnahmt, also zugunsten des Deut-
schen Reiches konfisziert.I48 Im Oktober 

 

1941 gingen in dem Lokstedter Haus 

 

zwei „Evalcuienuigsbefehle" ein, adres-
siert an Lipmann Josias und an den 

 

Landgerichtsrat i. R. Dr. Alfred Rinteln, 

 

der mit seiner Ehefrau Rahel seit 1938 

 

dort als Mieter wohnte. Der Inhalt des 

 

Schreibens: „Ihre Evakuierung nach Litz-
mannstadt ist angeordnet. Ihr Vermögen 

 

wird mit sofortiger Wirkung beschlag-
nahmt, jede Verfügung über Vermögen 

 

wird bestraft."149 

 

Beide Ehepaare mussten sich am 24. 

 

Oktober im Logenhaus an der Moor-
weidenstraße einfinden, mit höchstens 

 

50 Kilogramm Gepäck pro Person und 

 

Reiseproviant für zwei Tage. Sie über-
nachteten dort auf dem Fußboden und 

 

wurden am nächsten Tag mit einem 

 

Lastwagen zum Hannoverschen Bahn-
hof (Lohseplatz) transportiert. Zusam-
men mit 1.030 jüdischen Mitbürgern, 

 

fast alle aus Hamburg, verließen sie 

 

gegen 10 Uhr vormittags die Stadt; die 

 

Ankunft in „Litzraannstadt" war für 11 

 

Uhr am Folgetag geplant. 

 

In Lodz war nach der Eingliederung 

 

in den ,,Warthegau" schon im Februar 

 

1940 ein Ghetto eingerichtet worden. 

 

Abgegrenzt wurden 3.400 ha im Stadt-
teil Baluty — ein ärmlicher Wohnbezirk 

 

mit dürftigen Behausungen und ohne 

 

Abwassersystem. Bei der Ankunft des 

 

„Transports Nr. 11" aus Hamburg wa-
ren dort bereits mehr als 160.000 Juden 

 

zusammengepfercht, weitaus die meis-
ten von ihnen hatten vorher in anderen 

 

Bezirken von Lodz gewohnt. Der Be-

schluss, fast 20.000 Juden nach Lodz zu 

 

verschleppen, war im September 1941 an 
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Abb. 4: Lodz, Hohensteiner Straße 53, heute Zgierska 53 (Foto: Lembke) 
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höchster Stelle gefasst worden und 

 

bedeutete eine entscheidende Weichen-

stellung für die Deportation aller deut-
schen Juden.150 Das Ghetto Lodz aber 

 

bot — selbst aus Sicht der SS — nur eine 

 

begrenzte Aufnahmekapazität, weshalb 

 

schon für die nächste Deportationswelle 

 

im November die Städte Minsk und 

 

Riga als Zielorte bestimmt wurden.151 

 

Der „Gärtner Lipmann I. Josias" und 

 

die „Hausfrau Bella S. Josias" wurden 

 

von der jüdischen Ghetto-Selbstver-

waltung in der Hohensteinerstraße 53 

 

einquartiert, ein Mietgebäude mit Sei-

tenflügeln, Hinterhaus und Brunnen im 

 

Hof. Nach der Eintragung im Melde-
buch bezogen sie dort am 8. Januar 

 

1942 die Wohnung Nr. 23,152 vier Wo-
chen nach ihrer Ankunft in der Stadt. 

 

Die letzte Spalte des Meldebuchs gibt 

 

Auskunft über ihr weiteres Schicksal. 

 

Bella Josias starb ein halbes Jahr spä-
ter, am 8. Juli 1942, kurz nachdem die 

 

beispiellose Sterbewelle im Ghetto 

 

Lodz ihren Höhepunkt überschritten 

 

hatte.153 Lipmann Josias wurde am 21. 

 

Januar 1943 aus der Wohnung 53/23 

 

abgemeldet, mit dem Zusatz: „Matro-
sengasse 77". 

 

In diesem Haus wurde er 'am Folge-
tag als Josiasz Lypmana registriert, wei-
terhin mit der Berufsbezeichnung „Gärt-
ner".154 Die Matrosengasse 77 war ver-
mutlich ein Altersheim oder Kranken-
haus — im Meldebuch daran abzulesen, 

 

dass dieses Gebäude nicht in Wohnun-

gen unterteilt und die Fluktuation in der 

 

Anmerkungen 

 

1. Stör-Bote 19.5.1939, S. 4; Stadtarchiv Itze-
hoe. 

 

2. Zweimonatlicher Bericht gemäß Verfügung 

 

vom 30.8.1935, nach vorgegebenem Muster und 

 

Bewohnerschaft außerordentlich hoch 

 

war. In der letzten Spalte ist bei Lip-
mann Josias die Notiz „Ausg. 30/111 43" 

 

eingetragen. Dieses Los, am 30. März 

 

1943 „ausgesiedelt" zu werden, teilten 

 

mit ihm weitere 27 Hausbewohner. 

 

Die Todestransporte aus dem Ghetto 

 

Lodz in das Vernichtungslager Chelm-
no am Ner hatten im Januar 1942 be-

gonnen und bis zum September 1942 

 

fast 73.000 Juden, Sinti und Roma das 

 

Leben gekostet. Darunter waren auch 

 

11.000 derjenigen Juden, die in der 

 

ersten Deportationswelle aus dem Wes-
ten gekommen waren. Diese Vernich-

tungsaktion in Chelmno hielt noch bis 

 

Mitte April 1943 an.155 Es folgte eine 

 

verhältnismäßig ruhige Phase, bis dann 

 

im August 1944 das Ghetto gewaltsam 

 

aufgelöst wurde. 

 

Im Jahre 1943 gab es nur zwei grö-
ßere Transporte aus Lodz.156 Der erste 

 

verließ das Ghetto im März: In der 

 

Tageschronik des Ghettos vom 31. 

 

März findet sich die Meldung, dass am 

 

Vortag 945 Personen deportiert worden 

 

seien.157 Die Betroffenen waren in zwei 

 

Aktionen zusammengetrieben worden; 

 

die zweite dieser Menschenjagden hatte 

 

in der Nacht vom 29. auf den 30. März 

 

stattgefunden und auch zahlreiche 

 

Kranke einbezogen. Den Betroffenen 

 

wurde gesagt, dass sie in ein Arbeits-

lager bzw. in Krankenhäuser verbracht 

 

werden sollten.158 Tatsächlich war das 

 

Transportziel mit hoher Wahrscheinlich-
keit Auschwitz.159 

 

mit Zusatz „Geheim". Unter Punkt 7 war über 

 

„Juden, Freimaurer" zu berichten. Stadtarchiv 

 

Kellinghusen V 23 4. 

 

3. Grundakten zum Grundbuch von Kellinghu-
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sen, Band 43, Blatt 666. Grundbuchamt im 

 

Amtsgericht Itzehoe. 

 

4. Auskünfte des Amtsgerichts Itzehoe vom 

 

24.8.2000 und 30.1.2001. 

 

5. Wie Anm. 3. 

 

6. Eingabe Schultzes an den Regierungspräsi-
denten (12.4.1939): Bitte um Genehmigung; Re-

gierungspräsident an den Landrat in Ratzeburg 

 

(14.4.1939): Ersuchen um Auskunft über Person 

 

und Ruf des Privatiers („spekulative Zwecke"?) 

 

und Feststellung zur Höchstsumme des Gebots 

 

durch Preisbehörde, Frist bis 5.5.1939; Landrat 

 

in Ratzeburg an Landrat in Itzehoe (27.4.1939): 

 

Für Feststellung des Einheits- und Verkehrswer-
tes ist die dortige Zuständigkeit gegeben; Land-
rat in Itzehoe an Bürgermeister in Kellinghusen 

 

(2.5.1939): Zusendung eines Fragebogens zum 

 

besagten Haus, „Eilt"; Rücksendung des ausge-
füllten Fragebogens (5.5.1939): Mietwohnhaus, 

 

sehr baufällig, jhrl. Miete 929,40 RM, jhrl. Steu-

erbelastung 317,20 RM, Einheitswert 9.200 

 

RM, Verkehrswert 9.500 RM, Höchstgebot 

 

9.500 RM; Regierungspräsident an Landrat in 

 

Itzehoe (6.5.1939): Die Erledigung wird sofort 

 

erwartet; Landrat in Itzehoe an Regierungsprä-
sident (8.5.1939): Weiterleitung der Angaben 

 

aus Kellinghusen, „Im Sinne der Preisstoppver-
ordnung dürfte das Höchstgebot [...] nur bis 

 

9.500 RM zuzulassen sein."; Regierungspräsi-
dent an Landrat in Itzehoe (11.5.1939): Abgabe 

 

eines Gebots genehmigt, bis maximal 9.500 RM; 

 

umgehende Weiterleitung dieses Schreibens an 

 

Bürgermeister und Amtsgericht in Kellinghusen. 

 

Landesarchiv Schleswig-Holstein (LAS), Abt. 

 

320 (Steinburg), Nr. 251. 

 

7. „Vordringliche Judensache vom 11.5.39" ... 

 

„gern. §8 Abs. 4 der VO [...] vom 3.12.38 ge-
nehmige ich die Abgabe eines Gebots [...] bis 

 

zu einem Höchstbetrage von 9.500 RM unter 

 

der Auflage, daß im Falle eines Weiterverkaufs 

 

ein höherer Kaufpreis nicht gefordert werden 

 

darf." Grundbuchamt Itzehoe. 

 

8. Das Finanzamt Itzehoe hatte vor dem Weiter-
verkauf des Hauses Unbedenldichkeitsbeschei-

nigungen für die Eintragungen des Privatiers und 

 

der Käuferin ins Grundbuch ausgestellt. Grund-

buchamt Itzehoe. 

 

9. J. Sielemain P. Flamme, Hamburger jüdische 

 

Opfer des Nationalsozialismus, Gedenkbuch, 

 

Hamburg 1995, S. 199. Nicht verzeichnet sind 

 

die beiden Namen in „Lodz — Names. List of 

 

the ghetto inhabitants 1940-1944", das von 

 

Yad Vashem und der Organization of former 

 

residents of Lodz in Israel herausgegeben wurde 

 

(Jerusalem 1994). 

 

10. Auf den 8.5.1945 durch Beschluss des 

 

Amtsgerichts Hamburg. Ruf Wiedergutma-
chung in Behörde für Arbeit, Gesundheit und 

 

Soziales Hamburg, Wiedergutmachungsakte 

 

Az 171278/8. 

 

11. Neben dem A-Corps gab es noch ein B- und 

 

ein C-Corps, mit insgesamt 45 Mitgliedern der 

 

Israelitischen Gemeinde. Stadtarchiv Friedrich-
stadt. Die folgenden Darstellungen stützen sich 

 

weitgehend auf die umfangreiche Sammlung des 

 

Stadtarchivs zur jüdischen Gemeinde und eine 

 

darauf aufbauende Zusammenstellung des lang-
jährig aktiven Stadtarchivars Karl Michelson zur 

 

Genealogie der Familie Lipmann Josias. 

 

12. Zu nennen sind vor allem die zahlreichen 

 

Beiträge von Karl Michelson in den Mitteilungs-
blättern der Gesellschaft für Friedrichstädter 

 

Stadtgeschichte über die jüdische Gemeinde. 

 

Zudem: F. Pingel, Th. Steensen, „Es gab einmal 

 

Juden in Nordfriesland." Jüdisches Leben und 

 

Antisemitismus in Friedrichstadt und im übri-

gen Nordfriesland, in: G. Paul, M. Gillis-Carle-

bach (Hrsg.), Menora und Hakenkreuz, Neu-
münster 1998, S. 297-316 sowie die dort ange-

gebene Literatur. Eine gute Ein.fiihrung gibt auch 

 

die Dauerausstellung im Museum „Alte Münze" 

 

in Friedrichstadt. 

 

13. Mit der Vision, eine weltweit bedeutende 

 

Hafenstadt entstehen zu lassen, wurde Friedrich-
stadt 1621 unter Herzog Friedrich III. von Re-
monstranten gegründet, die aus Holland vertrie-
ben worden waren. Schon bald erhielten — neben 

 

der lutherischen — auch weitere Glaubensgemein-
schaften das Recht auf freie Religionsausübung 

 

verbrieft: Mennoniten, Quäker und nach Aufhe-

bung des Ansiedlungsverbots 1649 auch Juden. 

 

14. Volkszählung von 1803:147 jüdische Ein-
wohner, davon 38 umherziehende Händler, die 

 

ihren Absatzmarkt im Gebiet der beiden Herzog-
tümer suchten. Pingel/Steensen 1998, S. 298. 

 

15. Ebenda. 

 

16. K. Michelson, Arme Juden waren uner-
wünscht. Über die Niederlassung der Juden in 

 

Friedrichstadt in der 1. Hälfte des 19. Jahrhun-
derts, in: 43. Mitteilungsblatt der Gesellschaft 
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fiir Friedrichstädter Stachgeschichte, Friedrich-
stadt 1992, S. 26f. 

 

17. Gegen den Zuzug armer Juden gab es aller-

dings schon im 19. Jahrhundert Widerstand, 

 

auch seitens der Israelitischen Gemeinde. 

 

Ebenda, S. 30f 

 

18. Stadtarchiv Friedrichstadt (StaF) 530-03. 

 

19. Die Stadt war damals von dänischen Trup-
pen besetzt und wurde sechs Tage lang von 

 

schleswig-holsteinischem Militär beschossen. 

 

20. Michelson, Genealogie der Familie Josias. 

 

Über den wirtschaftlichen und sozialen Status 

 

des ambulanten Handels wuchs die Familie aber 

 

erst 1905 hinaus, als Moses Josias in der Lokal-

zeitung die „werten Einwohner der Stadt darauf 

 

aufmerksam" machen konnte, dass er „am hiesi-

gen Platze" in der Westerhafenstraße ein „Meie-
rei-Buttergeschäft" eröffnet habe. Stadtarchiv 

 

Friedrichstadt. 

 

21. Moses und Elfriede Josias starben 1916 bzw. 

 

1927 in Friedrichstadt. 

 

22. Genealogie, a.a.O., und: Liste der schul-

pflichtigen Kinder, StAF 10-03-0. 

 

23. Ebenda. 

 

24. Im Januar 1939 lebte sie in Hamburg. 

 

25. Auskunft des Polizeipräsidenten Hamburg an 

 

den Landrat in Itzehoe vom 22.2.1939. LAS 

 

Abt. 320 Nr. 251. Im April 1899 zog auch seine 

 

älteste Schwester nach Altona. 

 

26. Ein Handelsregister ist naturgemäß keine 

 

Quelle für firmengeschichtliche Forschung im 

 

Detail; dennoch erlauben die zusammen ca. 30 

 

Eintragungen zur Firma in den Handelsregistern 

 

in Hamburg und Itzehoe einige plausible Annah-
men zu Entwicklung und Bedeutung des Unter-
nehmens. 

 

27. Hamburger Adressbuch von 1910. Unter 

 

dieser Adresse war auch das Ehepaar G. und E. 

 

Lippmann zu finden, die ein Fahrrad- und Näh-

maschinengeschäft betrieben (die zukünftigen 

 

Schwiegereltern?). Der Name Josias fand sich im 

 

genannten Adressbuch fünfmal; darunter war 

 

auch ein Händler J. D. Josias, 1900 noch der 

 

einzige registrierte Namensträger in Hamburg 

 

(damals wohnhaft Beim Schlump 4). 

 

28. Vermutlich mit Schwerpunkt auf dem Effek-

tenkommissionsgeschäft, also dem An- und Ver-
kauf von Wertpapieren für andere. 

 

29. Wert der in Umlauf befindlichen Wertpapie-
re; er lag zwischen 1900 und 1910, mit Schwan-

kungen, um 20-30 % über dem Nettosozialpro-
dukt. Das Nettosozialprodukt betrug 1900 ca. 

 

32 Mrd. Mark. Vgl. J. Beer, Der Funktionswan-
del der deutschen Wertpapierbörsen in der Zwi-

schenkriegszeit (1924-1939), Frankfurt am 

 

Main 1999, S. 93 und 332. 

 

30. Volumen des Wertpapierhandels pro Jahr, 

 

geschätzt auf der Grundlage des Börsenumsatz-
steueraufkommens. Beer 1999, S. 121. 

 

31. Selbst in der Provinz hatte sich schon im ers-
ten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts ein Wertpa-
piermarkt in diesen sozialen Schichten entwi-
ckelt. Vgl. Th. Dieckmann, Die Effektenkund-
schaft einer Privatbank einer deutschen Mittel-
stadt 1921-1922, Diss., Göttingen 1923, S. 41f. 

 

32. H. H. Schwarz, Die Hamburger Börse unter 

 

besonderer Berücksichtigung der Fondsbörse, 

 

Diss., Frankfurt am Main 1923, S. 85f 

 

33. Order der Cornmerz-Deputation von 1841, 

 

zit. in L. Gelder, M. E. Fischer (Handelskam-
mer Hamburg), „Nutzen und Zierde zugleich 

 

bieten sich dem Auge dar". Hamburgs Neue 

 

Börse 1841-1991, Hamburg 1991, S. 164. 

 

34. Wiedereinführung der amtlichen Kurse für 

 

Aktien im Dezember 1917, für festverzinsliche 

 

Papiere Ende 1918. 

 

35. Beer 1999, S. 71f. 

 

36. Konzentration der wichtigsten Bankdienst-

leistungen auf- schnell wachsende - Großban-
ken in der Rechtsform der Aktiengesellschaft. 

 

37. K. E. Born, Vom Beginn des Ersten Welt-

krieges bis zum Ende der Weimarer Republik, 

 

aus: G. Aschoff et al. (Hrsg.), Deutsche Banken-

geschichte, Band 3, Frankfurt am Main 1983, 

 

5. 31f 

 

38. Beer 1999, S. 147ff. 

 

39. Am Waffenstillstandstag 1918 hatte der 

 

Wechselkurs der Mark noch bei 7,34 $ gelegen. 

 

Born 1983, S. 36ff. 

 

40. Am 15. November waren 400 x 1018 Mark 

 

Papiergeld im Umlauf (fünf Jahre zuvor waren es 

 

noch 30 x 109 Mark gewesen), der Dollarkurs 

 

lag bei 4.200 Mrd. Mark. Born 1983, S. 40. 

 

41. Sie hatten sich ab 1918 zunehmend auf den 

 

Effektenhandel orientiert. 

 

42. Nach Schätzungen des Centralverbandes 

 

des Deutschen Bank- und Bankiergewerbes gab 

 

es 1913 etwa 1.800 und 1925 schon ca. 2.500 

 

Privatbankhäuser. Erfasst wurde dabei jedes 

 

Bankhaus, das Verbandsmitglied war und sich 
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selbst als Bank oder Bankgeschäft bezeichnete. 

 

1914 gab es - laut Ergebnis der Bankenunter-

suchung von 1933 - allein in Berlin 359 Bank-

häuser; 1923 bestanden davon noch 283, und 

 

253 waren seit 1914 neu gegründet worden. 

 

H. Wbcforth, D. Ziegler, Deutsche Privatbanken 

 

und Privatbankiers im 20. Jahrhundert, in: Ge-
schichte und Gesellschaft (23. Jg.) Göttingen 

 

1997, S. 214f. 

 

43. Wixforth/Ziegler 1997, S. 227. 

 

44. So wurden vielfach kleinere, nach 1918 ge-
gründete Privatbanken bezeichnet. Dieclanann 

 

1923, S. 18ff. Der Autor wies in seiner Disser-
tation am Beispiel einer Privatbank in der Pro-
vinz individualstatistisch nach, dass die „Effek-
tenkundschaft" dieser Bank im Jahre 1913 Wert-

papiere vornehmlich zur Anlage, im Jahre 1922 

 

aber schon überwiegend zur Spekulation erwarb. 

 

Dieser Trendwechsel - weg von der Anlage in 

 

festverzinslichen Papieren und hin zu der Speku-
lation in Aktien - beschleunigte sich noch im 

 

Verlaufe des Jahres 1922. Hauptauftraggeber 

 

waren Betriebsdirektoren, Bauunternehmer, hö-
here Offiziere und Beamte, Bankbeamte, Prolcu-

fisten, Freiberufler und in nicht unbeträchtlicher 

 

Zahl auch „Witwen und Frauen ohne Beruf'. 

 

45. Beer 1999, S. 158f. 

 

46. Schwarz 1923, S. 21. 

 

47. Die Zulassung zur Fondsbörse setzte gene-
rell die Zugehörigkeit zum Verein der Mitglieder 

 

der Wertpapierbörse zu Hamburg voraus. Die-
ser hatte um die Jahreswende 1923/24 ca. 450 

 

Mitglieder. Schwarz 1923, S. 24. 

 

48. Demgegenüber waren im Hamburger Bör-

sen-Adreßbuch 1918/20 nur ca. 65 „Bankge-
schäfte (auch Fonds- und Wechselmakler)" ver-
zeichnet gewesen. 

 

49. Hamburger Adressbuch 1919. 

 

50. Samuel Salz, genannt Banns Blumenthal. 

 

Auch diese Partnerschaft blieb nur von kurzer 

 

Dauer; schon im November 1922 wurde die 

 

Firma wieder zum Einzelunternehmen. StAHH, 

 

231-7 Amtsgericht Hamburg, Handels- und Ge-

nossenschaftsregister HRA Bd. 62. 

 

51. Der mit Prokura ausgestattete „Rentier" 

 

könnte ein ehemaliger Mitarbeiter der Städti-
schen Spar- und Leihkasse gewesen sein. Auf-

fällig ist, dass zurzeit der Filialeröffnung, also 

 

Mitte 1920, ein Hamburger Fondsmakler wö-
chentlich in beiden Lokalblättern die „Ausfüh-

rung sämtlicher Börsenaufträge" und auch die 

 

Vermittlung außerbörslicher Wertpapiergeschäf-
te anbot. Im Adressbuch der Stadt Itzehoe für 

 

1925 sind vier „Bankgeschäfte" eingetragen, 

 

darunter zwei Privatbanken. Die Fa. L. Josias 

 

& Co., deren Zweigniederlassung damals noch 

 

bestand, ist dort nicht verzeichnet, ebenso wenig 

 

im Adressbuch von 1927. 

 

52. Itzehoer Nachrichten Nr. 193, 19.8.1920. 

 

Die Eintragung war am 7.8.1920 erfolgt. Amts-
gericht Itzehoe, Handelsregister HRA 324/1. 

 

Im November 1923 annoncierte das Bankge-
schäft, dass es sich mit der „Führung von Gold-
mark-Konten" befasse. Itzehoer Nachrichten 

 

Nr. 196, 11.11.1923 

 

53. Auch in dem Börsen-Adreßbuch für 1925 

 

präsentierte sich die Firma mit einer solchen An-

zeige, die „Ausführung von Bankgeschäften je-
der Art" anbietend. Tatsächlich dürfte das Ge-
schäft des Börsenbankiers im Mittelpunkt ge-
standen haben. In der Anzeige ist auch der Bör-
senstand genannt, nunmehr in der Haupthalle 

 

(Pfeiler 54, Sitz F), das Börsentelefon und das 

 

Kontor im Kaufmannhaus Große Bleichen 31. 

 

Der Briefkopf der Firma aus dieser Zeit nennt 

 

sieben Telefonnummern, den Börsenstand und 

 

die Telegrammadresse. (Brief von L. Josias an 

 

das Bürgermeisteramt Friedrichstadt vom 6.5. 

 

1929. Stadtarchiv Friedrichstadt.) Auch die 

 

Spenden des Bankiers für die Lebensnothilfe 

 

der Israelitischen Gemeinde in Friedrichstadt 

 

deuten daraufhin, dass das Unternehmen in 

 

diesem Jahr florierte. Zu dem Aufkommen von 

 

163.000 Mark in den Jahren 1922-1924 trug 

 

Josias allein 100.000 Mark bei; man beachte 

 

allerdings die Inflation. Stadtarchiv Friedrich-
stadt. 

 

54. H. Vieth, 101 Jahre alt und viel erlebt. Zur 

 

Geschichte des Hauses Hallerstraße 6/8, Ham-
burg-Rotherbaum, seiner Bewohner- insbeson-
dere der jüdischen - und seiner unmittelbaren 

 

Umgebung, Hamburg (Selbstverlag) 1988/89, 

 

S. 18. 

 

55. Vieth 1988/89, S. 15. 

 

56. Die Hyperinflation des Jahres 1923 spiegelt 

 

sich auch in diesem Einzelfall wider: Der Kauf-
preis von 5 Mio. Mark wurde am 7. Juli notariell 

 

vereinbart. Die Gebühren für die Grundbuch-
eintragung errechnete das Amtsgericht am 17. 

 

September auf Basis eines angenommenen 
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Grundstückswerts von 375 Mrd. Mark. Dage-
gen erhob der Bankier Einspruch und überwies 

 

dem Gericht am 12. Oktober „unter Protest" 7,7 

 

Mio. Mark Gebühren. Grundbuchamt Itzehoe. 

 

57. A. Lansburgh, Das große Sterben, in: Die 

 

Bank 23 (1930) 2, S. 41-45. 

 

58. Handels- und Genossenschaftsregister Amts-

gericht Hamburg HRA Band 62 6580/12 u. 13; 

 

Handelsregister Amtsgericht Itzehoe HRA 

 

324/31. Nur drei der Zeichnungsberechtigten 

 

trugen erkennbar jüdische Namen; dies ent-

spricht der Feststellung von Marcus, dass in 

 

Hamburg weniger als die Hälfte der Prokuristen 

 

(46 %) in jüdischen Privatbanken selbst Juden 

 

waren. A. Marcus, Die wirtschaftliche Krise des 

 

deutschen Juden. Eine soziologische Untersu-

chung, Berlin 1931, wiedergegeben in: R. Wal-

ter, Jüdische Bankiers in Deutschland bis 1932, 

 

S. 97, aus: W. E. Mosse, H. Pohl (Hrsg.), Jüdi-
sche Unternehmer in Deutschland im 19. und 

 

20. Jahrhundert, Stuttgart 1992, S. 78-99. 

 

59. Handelsregister Amtsgericht Hamburg. 

 

60. Handelsregister Amtsgericht Hamburg und 

 

Handelsregister Amtsgericht Itzehoe, HRA 

 

324/31 (letzte Eintragung zur Filiale). 

 

61. Erhoben wurde eine Börsenzulassungs- und 

 

eine Börsenbesuchssteuer. Im Dezember 1924 

 

wurde — nach allgemeinem Protest der Banken 

 

und Börsen — diese Börsensteuerverordnung 

 

wieder außer Kraft gesetzt. Beer 1999, S. 170f. 

 

62. Der Quotient Wertpapierumlauf/ Nettoso-

zialprodukt lag 1925 bei 0,4, stieg dann bis 

 

1932 auf 0,9 an, um in den Folgejahren bis zum 

 

Kriegsausbruch wieder auf 0,6 zü sinken. Beer 

 

1999, S. 93. 

 

63. Wiederum Schätzung des Wertpapierumsat-
zes auf Grundlage des Börsensteueraufkom-

mens, pro Kopf der Bevölkerung und preisbe-
reinigt (Preise von 1913). Beer 1999, S. 122f. 

 

64. Basis: Durchschnitt 1924/25 = 100. Beer 

 

1999, S. 193. 

 

65. Durch börsengängige Wertpapiere gesicher-
te Kredite. 

 

66. Beer 1999, S. 203. 

 

67. Nach Schätzungen des Centralverbandes des 

 

Deutschen Bank- und Banlciergewerbes gab es 

 

1932 noch 1.350 Privatbanken in Deutschland. 

 

Die Reichsbank zählte im selben Jahr 709 Privat-

banken; von ihr wurden nur solche Bankhäuser 

 

berücksichtigt, die an den Überweisungsverkehr 

 

der Reichsbank angeschlossen waren (also Ban-

ken, die neben dem Effekten- auch das Deposi-
ten- und Kontokorrentgeschäft betrieben). 

 

68. Wixforth/Ziegler 1997, S. 213f. 

 

69. Vielfach Übernahme durch Provinzaktien-
banken vor dem 1. Weltkrieg, die dann in der 

 

Weimarer Republik ihrerseits von den Berliner 

 

Großbanken oder den aufsteigenden Sparkassen 

 

und Genossenschaftsbanken übernommen bzw. 

 

verdrängt wurden. Wixforth 1997, S. 229. 

 

70. Wixforth/Ziegler 1997, S. 230. 

 

71. Lansburgh 1930, S. 42f. 

 

72. Schon vor 1933 ist die Zahl der jüdischen 

 

Privatbanken überproportional gesunken. Dies 

 

mag auch damals schon auf einen wachsenden 

 

Antisemitismus und ein Abrücken eines Teils der 

 

Kundschaft von den jüdischen Banken zu erklä-
ren gewesen sein. Vgl. dazu Walter 1992, S. 96. 

 

73. Wixforth/Ziegler 1997, S. 225. Der Autor 

 

schließt in diese Bewertung auch die wirtschaft-
liche — unterschieden von der politischen — Be-

deutung des Privatbankiers Kurt von Schröder 

 

ein, der dem (gleichgeschalteten) Privatbanken-
verband vorstand und daneben noch die Rollen 

 

des IHK-Präsidenten von Köln und des NSDAP-
Gauwirtschaftsberaters im Rheinland wahrnahm. 

 

Von Schröder hatte bekanntlich I-Etler und von 

 

Papen Anfang Januar 1933 in seinem Privathaus 

 

zusammengeführt. 

 

74. Grundlegend waren zwei Arbeiten in den 

 

frühen dreißiger Jahren: J. Lestschinsky, Das 

 

wirtschaftliche Schicksal des deutschen Juden-
tums — Aufstieg, Wandlung, Krise, Ausblick, 

 

Berlin 1932, und A. Marcus, Die wirtschaftli-
che Krise des deutschen Juden. Eine soziologi-
sche Untersuchung, Berlin 1931. Die folgenden 

 

Darstellungen stützen sich im Wesentlichen auf 

 

A. Fischer, Jüdische Privatbanken im „Dritten 

 

Reich", in: Scripta Mercaturae 28 (1994) 1/2, 

 

S. 29-44, und Walter 1992. 

 

75. Nicht einbezogen sind also die — nicht weni-

gen — Bankiers jüdischer Abstammung, die sich 

 

vom mosaischen Glauben abgewendet hatten. 

 

76. Nach der Untersuchung von Marcus 1931, 

 

wiedergegeben in Walter 1992, S. 97. 

 

77. Für diesen Zweck wurden auch kleinere 

 

Provinzbörsen geschlossen oder größeren an-

gegliedert, um eine institutionelle Stärkung des 

 

Börsenhandels außerhalb der Reichshauptstadt 

 

zu erreichen. Die Börsen in Bremen, Hamburg 

 

78 

 



Hans H. Lembke Das Haus an der Stör 

 

und Lübeck wurden damals zur Hanseatischen 

 

Börse Hamburg zusammengefasst. Beer 1999, 

 

S. 307f. 

 

78. Zit. Fischer 1991, S. 5. 

 

79. Vgl. Beer 1999, S. 287f , insbes. die Aus-

ftihrungen zu dem finanzpolitischen Chefideolo-

gen jener Zeit, Gottfried Feder. 

 

80. Beer 1999, S. 302f In Berlin war bereits im 

 

Oktober 1933 der Börsenvorstand NS-domi-
niert. Ebenda, S. 302, Anm. 97. 

 

81. Beer 1999, S. 216. 

 

82. Vgl. dazu die Erinnerungen von Max M. 

 

Warburg zu den Schikanen niederer Parteichar-

gen gegenüber Hamburger Bankiers und vor 

 

allem auch gegenüber deren Kunden. (Auszüge 

 

bei Fischer 1991, S. 7f.) 

 

83. M. Schäl, Das deutsche Privatbankiergewer-
be, Frankfurt am Main 1937, S. 23. 

 

84. H. Herold, Die Kontrolle des Kreditwesens, 

 

in: Die Bank 28 (1935) 21, S. 718 (Zitat aus 

 

dem Gesetzestext). 

 

85. Gerade in diesem Geschäft waren die jüdi-
schen Privatbanken überwiegend bis ausschließ-
lich engagiert. Fischer 1991, S. 6. 

 

86. Die Verwahrung und Verwaltung von Wert-

papieren für andere. 

 

87. „Der Gedanke einer pflichmäßigen Depot-
revision [...] ist aus dem Kreise der Bankiers 

 

selbst hervorgegangen." Jeder Bankier sollte zu-

künftig dahingehend überprüft werden, ob er im 

 

Einldang mit dem Depotrecht handelt und insbe-
sondere ob er Kundendepots rechtswidrig be-
leiht. Schäl 1937, S. 24. 

 

88. F. Döring, Der Ausbau der Banken-Publizi-
tät, in: Die Bank 54(1934) 51/52, S. 1877f.; 

 

L. Mellinger, Das Reichsgesetz über das Kredit-

wesen, in: Die Bank 54 (1934) 50, S. 1813ff. 

 

(Mellinger hatte Alfred Lansburgh als Herausge-
ber des Wochenblattes abgelöst.) 

 

89. Zit. n. Wixforth/Ziegler 1997, S. 23; die Au-
toren stützen sich dabei auf Berechnungen und 

 

Einschätzungen von C. Kopper, Zwischen 

 

Marktwirtschaft und Dirigismus. Bankenpolitik 

 

im „Dritten Reich" 1933-1939, Bonn 1995). 

 

90. Fischer 1991, S. 10. Dort wird auch das 

 

Zitat von Hitler vom März 1934 wiedergegeben, 

 

dass Deutschland „im jetzigen Moment keine 

 

Bankenkrise brauchen [könne], sie würde dem 

 

wirtschaftlichen Wiederaufbau den Todesstoß 

 

versetzen." 

 

91. Fischer 1991, S. 11€ 

 

92. Der RK für das Kreditwesen verfügte 1935 

 

die Einstellung des Geschäftsbetriebs in sieben 

 

und im ersten Halbjahr 1936 in sechs Privatban-
ken. Es seien jedoch, so der RK, auf seine Ver-
anlassung „wesentlich mehr Institute verschwun-
den, weil nur in Eilfällen oder bei Versagen an-
derer Mittel die Untersagung [des Geschäfts-
betriebs] ausgesprochen wurde." Er schätze 

 

die „Zahl solcher stillen Liquidationen" auf das 

 

Zehnfache. Frankfurter  Zeitung 5.8.1936, Nr. 

 

396-7, S. 7. Zit. n. Fischer 1991, S. 18. 

 

93. Das Abrücken nicht-jüdischer Kunden wur-
de durch Zuwachs an jüdischen Kunden (die ih-
ren früheren Banken jetzt „unerwünscht" waren) 

 

nicht ausgeglichen, insbesondere nach Einsetzen 

 

verstärkter Auswanderung. Für die Weigerung 

 

anderer Unternehmen, Aufträge jüdischer Ban-
ken entgegenzunehmen, ist die Haltung Lübe-

cker Zeitungen ein Beispiel: Sie weigerten sich 

 

1935, eine bis dahin übliche gemeinsame Weih-

nachtsanzeige der Lübecker Kreditinstitute zu 

 

drucken, falls der Name einer jüdischen Bank 

 

nicht aus der Anzeige herausgenommen würde. 

 

Fischer 1991, S. 13. 

 

94. Der einst von jüdischen Bankiers dominierte 

 

Centralverband des Deutschen Bank- und 

 

Bankiergewerbes war Anfang 1935 zur Wirt-

schaftsgruppe Privates Bankgewerbe geworden, 

 

geleitet von „v. Schröder, der derzeitige Führer 

 

des Privatbankiergewerbes". Fischer 1991, S. 

 

21, Zitat von Schill 1937, S. 36. Die WGPB war 

 

eine erstrangige Quelle für Informationen über 

 

die Geschäftsentwicklung ihrer jüdischen Mit-

glieder, da sie eine entsprechende Datensamm-

lung schon seit mindestens 1935 betrieb. Fischer 

 

1991, S. 21 u. 25. 

 

95. Fischer 1991, S. 19, 

 

96. Sie bezog sich auf die völlige Vertreibung 

 

der Juden aus Deutschland; wirtschaftliche Betä-
tigung sollte ihnen bis dahin nur noch in sehr en-
gern Rahmen gestattet werden. Fischer 1991, 

 

S. 21. 

 

97. Fischer 1991, S. 31. 

 

98. F. Bajohr, „Arisierung" in Hamburg. Die 

 

Verdrängung der jüdischen Unternehmer 

 

1933-1945, Hamburg 1997, S. 290. 

 

99. Fischer 1991, S. 34. 

 

100. Die Notiz lautete weiter: „Entsprechend 

 

hat u.a. der Berliner Börsenpräsident die Bör-
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smordnung der Reichshauptstadt durch eine Be-

kanntmachung vom 21. Juni dahin geändert, daß 

 

Juden nicht zum Börsenbetrieb zugelassen wer-
den können." Die Bank 31 (1938) 26, S. 879. 

 

101. Der Verband sandte Anfang 1938 an alle 

 

Privatbanken in Deutschland einen Fragebogen, 

 

mit dem die Adressaten aufgefordert wurden, 

 

jüdische Inhaber und Gesellschafter der Firma zu 

 

benennen und über sonstige jüdische Einflüsse 

 

auf das Unternehmen Aufschluss zu geben. 

 

Fischer 1991, S. 25, Abdruck des Fragebogens 

 

S. 46. 

 

102. Fischer 1991, S. 32u. 35. 

 

103. Fischer 1991, S. 37. Dies verkündete im 

 

selben Monat vor einem Kreis von Banken- und 

 

Börsenvertretern auch ein hoher Beamter des 

 

Reichswirtschaftsministeriums. Die Bank 31 

 

(1938) 44, S. 1446. 

 

104. Während die Verordnung „zur Ausschal-

tung ..." noch auf Einzel- und Versandgeschäfte 

 

sowie Handwerksbetriebe beschränkt war, be-
traf die Verordnung vom 3. Dezember alle sons-

tigen jüdischen Gewerbebetriebe und auch das 

 

jüdische Grundeigentum. Bajohr 1997, S. 278. 

 

105. H.-D. Kirchholtes, Jüdische Privatbanken 

 

in Frankfurt am Main, Frankfurt am Main 1969, 

 

S. 71. Im Folgemonat Dezember registrierte die 

 

Wirtschaftsgruppe Privates Bankengewerbe 

 

einen steilen Anstieg der Bankenschließungen. 

 

Fischer 1991, S. 38. 

 

106. Bajohr 1997, S. 279. 

 

107. Ebenda, S. 133ff. Von den ca. 3.600 

 

selbstständigen jüdischen Erwerbspgrsonen, die 

 

im Jahre 1933 statistisch erfasst wurden, waren 

 

zwei Drittel im Handelsgewerbe tätig, darunter 

 

die ca. 220 Selbstständigen in der Branchen Ban-

ken/Börsen/Versicherungen (also Bankiers und 

 

Makler). Während die Gesamtzahl der Selbst-

ständigen vermutlich deutlich höher lag als die 

 

Gesamtzahl der Unternehmen (von Bajohr vor-

sichtig auf gut 1.500 geschätzt; ebenda S. 134f.), 

 

dürfte diese Differenz in der genannten Branche 

 

wegen ihrer besonderen Betriebsgrößenstrulctur 

 

weniger ausgeprägt gewesen sein. 

 

108. In diesem Zusammenhang auch die vielfäl-

tigen Beziehungen der bedeutenderen jüdischen 

 

Bankhäuser zur internationalen Finanzwelt. 

 

109. Ein Beispiel: die NSDAP-Zeitung Hambur-

ger Tageblatt startete 1935 eine Initiative, ein 

 

Einkaufsverzeichnis „arischer Geschäftsleute" zu 

 

erstellen, um damit den Boykott-Aufrufen gegen 

 

jüdische Firmeninhaber mehr Wirkung zu verlei-
hen. Etliche „arische" Geschäftsleute waren nicht 

 

bereit, an der Erstellung mitzuwirken, so blieb 

 

das Verzeichnis lückenhaft. Auch die Handels-
kammer verweigerte ihre Zuarbeit zu einem Lis-

tungsprojelct einer lokalen Parteistelle mit dem 

 

Hinweis, dass eine entsprechende Anweisung 

 

des Reichswirtschaftsministeriums für eine sol-
che systematische Erfassung nicht vorliege. 

 

Ebenda, S. 119. 

 

110. Bei Auswanderung war die Reichsflucht-
steuer (25 % des steuerpflichtigen Vermögens) 

 

zu zahlen; zudem war der Kapitaltransfer durch 

 

einen Abschlag belastet, der stetig gesteigert 

 

wurde (Januar 1934: 20%, Juni 1935: 68%, ab 

 

September 1939: 96%). Ebenda, S. 153f und 

 

R. Hilberg, Die Vernichtung der europäischen 

 

Juden, Frankfurt am Main 1990, S. 140ff 

 

111. Wie auch in der „Entjudung" des Hambur-

ger Grundbesitzes, s. Ausführungen unten. 

 

112. Beginnend damit, dass der Hamburger 

 

Senat schon im April 1933 vier Kommissare in 

 

das Handelskammerpräsidium entsandte und im 

 

darauf folgenden Juni der Reichsstatthalter Kauf-
mann und der Senat alle Kammermitglieder auf-

forderte, ihr Amt niederzulegen. Der anschlie-
ßend neugebildeten Kammer gehörten siebzehn 

 

bisherige Mitglieder an; die früheren jüdischen 

 

Mitglieder - darunter der Bankier Max Warburg 

 

- blieben sämtlich ausgeschlossen. R. Postel, 

 

Versammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns 

 

1517-1992. Kaufmännische Selbstverwaltung 

 

in Geschichte und Gegenwart, Hamburg 1992, 

 

S. 79f. 

 

113. Bajohr 1997, S. 179f 

 

114. Die Akten sind vollständig vernichtet; 

 

Bajohr 1997, S. 178. 

 

115. Bajohr 1997, S. 183ff 

 

116. Erwerb von Devisen gegen Reichsmark und 

 

der Reichsmarktransfer waren seit 1935 geneh-
migungspflichtig, ebenso der Erwerb von Gold, 

 

Edelmetallen und Wertpapieren. Ebenda, S. 190. 

 

117. Dies spätestens nach der Anweisung des 

 

Reichswirtschaftsministeriums an alle Devisen-

stellen, sämtliche auswanderungswilligen Juden 

 

als kapitalfluchtverdächtig zu behandeln. (Mai 

 

1938; Bajohr 1997 S. 193). 

 

118. Bajohr 1997, S. 193. 

 

119. Bajohr 1997, S. 220. 
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120. Rede Kaufmanns vor der Hamburger Han-

delskammer am 6.1.1939. Ebenda, S. 276. 

 

121. Nach Beschluss Kaufmanns ab dem 14. 

 

November 1938. Von Allwörden, der einen Teil 

 

seiner Schulzeit in Wrist/Holstein verbracht hat, 

 

war Leiter der Hamburger Verwaltung für Han-

del, Schiffahrt und Gewerbe und später Haupt-
abteilungsleiter im Reichsministerium für die be-
setzten Ostgebiete. Ebenda, S. 280, Anm. 53. 

 

122. Diese Einsetzung war nach dem Devisen-

gesetz möglich, aber an den Erlass einer Siche-

rungsanordnung gebunden. Ebenda, S. 281. 

 

Unklar ist, ob solche Treuhänder auch unter 

 

Umgehung dieser Bestimmung eingesetzt wur-
den und ob dieser Einsatz sich auf Unterneh-
men beschränkte, die „arisierungsfähig" waren. 

 

123. Ebenda, S. 282. Eine Firmenliste, die von 

 

der Oberfinanzdirektion in diesem Zusammen-

hang für Eirnsbüttel erstellt wurde, nennt auch 

 

die Firma „Lippmann, Beim Schlump 5 (Maschi-
nen)" in dem Listenabschnitt der noch bestehen-
den Firmen. Galerie Morgenland (Hrsg.), „Wo 

 

Wurzeln waren ...". Juden in Hamburg-Eims-
büttel 1933 bis 1945, Hamburg 1993, S. 125. 

 

124. Börsen-Adreßbuch 1935, hrsg. von der 

 

Handelskammer Hamburg (Stand vom Ende 

 

1934). Aufgeführt waren in diesem Verzeichnis 

 

noch ca. 230 Bankgeschäfte. Unterschieden 

 

werden hier die Banken von den Bankgeschäften 

 

und den Bankmaklern (Fondsmaklern). Das 

 

Adreßbuch 1939 nannte dagegen nur noch 20 

 

Unternehmen dieser Art; die Firma L. Josias war 

 

- wie schon 1936 und 1937- nicht mehr darun-
ter. Verzeichnet war das Unternehmen dagegen 

 

noch im Hamburger Adreßbuch von 1939: unter 

 

Ness 1, „Alte Bankhalle", wiederum eine renom-
mierte Adresse, nur wenige Schritte von der 

 

Börse entfernt. Auch diese Eintragung enthält 

 

keine Angaben mehr zu einem Börsenstand, an-
ders als noch im Adreßbuch von 1936, S. 160. 

 

125. Die Bank 28 (1935) 46, S. 1603. 

 

126. Verfahren Schultze ./. Josias beim Landge-
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